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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Auch im Nationalrat gab der Entwurf der RK-SR über die Einführung einer Möglichkeit
für Abgangsentschädigungen für von der Bundesversammlung gewählte Personen in
der Sondersession im Mai zwar zu reden, letztlich wurde aber sowohl die Verordnung
über Entschädigungen bei Auflösung des Arbeitsverhältnisses (mit 134 zu 49 Stimmen)
als auch das revidierte Bundesgesetz über das Bundesverwaltungsgericht (mit 131 zu 48
Stimmen) deutlich angenommen. Zu reden gegeben hatte ein Nichteintretensantrag
einer vor allem aus SVP-Mitgliedern bestehenden Kommissionsminderheit: Das
Parlament sei Wahlbehörde und man könne – einmal gewählt – nicht immer neue
Forderungen stellen, so das zentrale Argument. Auf eine Abgangsentschädigung habe
man 2005 bei der Diskussion um das Bundesgerichtsgesetz bewusst verzichtet. Pirmin
Schwander (svp, SZ) machte als Fraktionssprecher den Alternativvorschlag, die
Gesamterneuerungswahlen vom Herbst in den Sommer zu verlegen, damit bei einer
allfälligen Nichtwiederwahl sogar sechs und nicht nur vier Monate Zeit blieben, um eine
neue Beschäftigung zu suchen. Die restlichen Fraktionen gaben zu bedenken, dass es
für eine Person in den Ämtern, um die es bei der Revision gehe, generell nicht einfach
sei, eine neue Stelle zu finden, auch nach einem halben Jahr nicht, weswegen eine
Abgangsentschädigung entrichtet werden soll. Bundesrätin Simonetta Sommaruga wies
zudem darauf hin, dass die neue Entschädigungsregelung auch einen Beitrag zur
Unabhängigkeit der Gerichte und der Bundesanwaltschaft leiste: wer finanziell
abgesichert sei, müsse seine Entscheidfindung nicht oder zumindest weniger stark im
Hinblick auf eine allfällige Wiederwahl ausrichten. 
In den Schlussabstimmungen, die in der Sommersession stattfanden, passierten die
beiden Vorlagen den Nationalrat unter Opposition der SVP mit 140 zu 54 Stimmen bei
einer Enthaltung (Verordnung) bzw. mit 139 zu 54 Stimmen bei einer Enthaltung
(Gesetz). Im Ständerat waren die entsprechenden Stimmenverhältnisse 42 zu 3 und 41
zu 3 (bei einer Enthaltung). 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.05.2015
MARC BÜHLMANN

In seiner Stellungnahme begrüsste der Bundesrat die geplante vorläufige Aufstockung
der Richterstellen am Bundesverwaltungsgericht, um damit die in der
Asylgesetzrevision beschlossene Beschleunigung der Asylverfahren umsetzen zu
können. Seiner Empfehlung, den von der RK-SR vorgelegten Entwurf anzunehmen,
kamen in der Frühjahressession sowohl der Stände- als auch der Nationalrat nach. 
Freilich kam es in beiden Kammern zu kleineren Diskussionen. Im Ständerat beantragte
Thomas Minder (parteilos, SH) nicht auf die Vorlage einzutreten, um damit einerseits
auf die mit seinen Worten «absurde Tatsache» hinzuweisen, dass jeder Asylantrag sogar
von Dublin-Fällen von einem kostenlosen Anwalt begleitet werde, obwohl dort ja
eigentlich der Erststaat zuständig sei. Unmittelbare Folge davon sei nun diese
Forderung nach Aufstockung der Richterstellen. Darüber hinaus war der Angehörige der
SVP-Fraktion skeptisch, ob die Aufstockung tatsächlich wie versprochen nach 2019
wieder rückgängig gemacht würde. Früher habe das Bundesverwaltungsgericht zudem
mit weniger Stellen mehr Fälle in kürzerer Zeit bearbeitet. Im Nationalrat übernahm
Pirmin Schwander (svp, SZ) mit denselben Argumenten den Part des Mahners. Freilich
fanden diese Minderheiten-Argumente jeweils nur bei den SVP-Fraktionskolleginnen
und -kollegen Anklang. Im Nationalrat konnten sich Viola Amherd (cvp, VS) und Bernhard
Guhl (bdp, AG) denn auch Seitenhiebe gegen die Volkspartei nicht verkneifen. Amherd
erinnerte daran, dass es bei dieser Vorlage auch um die Umsetzung des Volkswillens
gehe und Guhl warf der SVP vor, es gehe ihr nur darum, ein Problem zu bewirtschaften,
anstatt es auch zu lösen. Die Opposition von rechts widerspiegelte sich schliesslich
auch in der Schlussabstimmung, bei der die Verordnung im Nationalrat mit 132 zu 65
Stimmen und im Ständerat mit 38 zu 4 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) gutgeheissen
wurde. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.03.2017
MARC BÜHLMANN
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Zu Beginn der Sommersession hatte der Nationalrat über die parlamentarische Initiative
Heer (svp, ZH)  zu befinden, mit welcher die Bundesanwaltschaft wieder in die
Bundesverwaltung integriert werden sollte. Die Mehrheit der RK-NR hatte empfohlen,
der Initiative keine Folge zu geben. 
Die Bundesanwaltschaft geniesse seit 2011 die gleiche organisatorische Unabhängigkeit
wie die Gerichte, führte Karl Vogler (csp, OW) für die Kommission während der Debatte
aus. Dies müsse so bleiben, damit sichergestellt sei, dass kein politischer Akteur
Einfluss nehmen könne. Genau dieser Gefahr wäre die Bundesanwaltschaft allerdings
ausgesetzt, wenn sie wieder – wie bereits vor 2011 – im EJPD angesiedelt würde. Alleine
der Vermutung, dass sich das Departement etwa bei heiklen Untersuchungen gegen die
Verwaltung oder die Regierung einmischen könnte, müsse entgegengetreten werden.
Die Unabhängigkeit sei ein Gebot der Rechtsstaatlichkeit. 
Dies sahen eine Minderheit der Kommission und der Initiant selber anders. Alfred Heer
sprach von einer «Scheinverselbstständigung» und einer «Scheinunabhängigkeit». Die
Bundesanwaltschaft – als ein Akteur, der irgendwo zwischen den drei Gewalten
angesiedelt werden könne, so die Ausführung des Minderheitensprechers Pirmin
Schwander (svp, SZ) – sei in vielen Fällen abhängig von anderen Akteuren oder habe
keine Verfügungsmacht, wie er am Beispiel der Bundespolizei aufzeigte. Das Argument
von Vogler, dass eine hundertprozentige Unabhängigkeit auch nicht möglich sei, es aber
hier eigentlich nicht um die kritisierten Mittel für eine Untersuchung gehe, sondern vor
allem primär gewährleistet bleiben müsse, dass die Bundesanwaltschaft unabhängig
entscheiden könne, wann ein Verfahren eröffnet werde, schien im Rat zu verfangen.
Der Initiative wurde nämlich mit 66 zu 122 Stimmen keine Folge gegeben. Die 66
Stimmen stammten ausnahmslos von den Fraktionskolleginnen und -kollegen des
Initianten. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.05.2018
MARC BÜHLMANN

In der Frühjahrssession 2021 folgte der Nationalrat mit 137 zu 49 Stimmen der
Empfehlung seiner RK-NR und versenkte die parlamentarische Initiative der SVP, mit
der diese Reformen hinsichtlich der Aufsicht über die Bundesanwaltschaft gefordert
hatte. Konkret wollte die SVP die aktuelle Aufsichtsbehörde (AB-BA) mit einer durch das
EJPD und das Bundesgericht geteilten Aufsicht ersetzen. Während das Departement die
administrativen und arbeitsrechtlichen Aspekte beaufsichtigen könnte, läge die
fachliche Überwachung beim höchsten Schweizer Gericht. Damit werde vor allem auch
die politische Unabhängigkeit der Aufsicht gewahrt, was mit der AB-BA augenscheinlich
nicht gelinge, wie die SVP in ihrer Begründung mit Seitenhieb auf die Causa Michael
Lauber ausführte. 
Das Parlament trage eine Mitverantwortung dafür, dass «das System verpolitisiert» sei,
und dagegen müsse man etwas tun, warb Pirmin Schwander (svp, SZ) in der Ratsdebatte
für die Initiative seiner Partei. Die AB-BA sei «offensichtlich ein Fehlschlag» und
vermöge nichts am «strukturellen Problem bei der Bundesanwaltschaft» zu ändern,
meinte auch Mauro Tuena (svp, ZH). Die Kommission, die sich relativ knapp mit 13 zu 12
Stimmen gegen Folgegeben ausgesprochen hatte, sei sich bewusst, dass
Handlungsbedarf bestehe, führte in der Folge Sibel Arslan (basta, BS) als
Kommissionssprecherin aus. Die bisherige Lösung scheine sich tatsächlich nicht zu
bewähren. Während die eine Hälfte der Kommission aber durch eine Aufteilung der
Aufsicht Verbesserungen erwarte, befürchte die andere Hälfte, dass die
Kompetenzkonflikte bei der Aufsicht durch eine Aufteilung nur noch grösser würden.
Immerhin sei man sich aber einig gewesen, dass die Ergebnisse einer Inspektion durch
die GPK abgewartet werden sollten, mit der die Probleme bei der Aufsicht über die
Bundesanwaltschaft untersucht würden. Dieser Meinung schien auch die Ratsmehrheit
zu sein. Lediglich die 49 anwesenden Fraktionsmitglieder der SVP unterstützten den
Vorstoss ihrer Fraktion. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.09.2019
MARC BÜHLMANN

Anfang Juli präsentierte die AB-BA den Leiter der Disziplinaruntersuchung gegen
Michael Lauber, den emeritierten Staatsrechtsprofessor Peter Hänni, der von der
Rechtsanwältin Sarah Duss und dem Rechtsanwalt Lukas Blättler unterstützt wurde.
Fast zwei Monate hatte die AB-BA gebraucht, um einen Untersuchungsleiter zu finden.
Es sei so viel Zeit verstrichen, weil es schwierig gewesen sei, Fachpersonen zu finden,
die nicht befangen seien, erklärte die AB-BA. Der Bericht würde damit wohl nicht mehr
vor dem auf die Herbstsession verschobenen Termin einer allfälligen Wiederwahl
Laubers vorliegen – urteilten die Medien. 

Lauber selber verpflichtete mit Lorenz Erni einen bekannten Strafverteidiger zur
Wahrung seiner Interessen im Disziplinarverfahren. Als pikant wurde in den Medien

ANDERES
DATUM: 03.10.2019
MARC BÜHLMANN
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bezeichnet, dass Erni in einem der Fifa-Untersuchungen den Angeklagten Sepp Blatter
verteidigte. Hänni verfügte dann in der Tat, dass Erni wegen dieses Interessenkonfliktes
Lauber nicht vertreten dürfe. Dagegen wiederum wehrten sich Lauber und Erni und
erhielten vor dem Bundesverwaltungsgericht recht. Dieses urteilte nämlich, dass Hänni
die Disziplinaruntersuchung gar nicht führen dürfe, da dies Aufgabe der AB-BA selber
sei. Dieser «Sieg» Laubers vor Gericht (St. Galler Tagblatt) stiess wiederum bei den
Mitgliedern der GK auf Befremden. Damit verkompliziere sich ihre Aufgabe weiter, sagte
Kommissionspräsident Jean-Paul Gschwind (cvp, JU) vor den Medien. 

Immer häufiger wurde auch über strukturelle Probleme diskutiert. Die Aufsicht sei eine
Fehlkonstruktion, meinte etwa Pirmin Schwander (svp, SZ). In der Tat habe man der
Bundesanwaltschaft zu viel Unabhängigkeit zugeschanzt, indem man die Aufsicht dem
Justizdepartement und dem Bundesstrafgericht entzogen und die AB-BA geschaffen
habe. Auch die GPK wollte sich in der Folge der Sache annehmen und zur Klärung des
divergierenden Aufsichtsverständnisses zwischen AB-BA und Bundesanwaltschaft eine
Inspektion durchführen. Ein vom Ständerat in der Herbstsession an die GPK
überwiesenes Postulat von Daniel Jositsch (sp, ZH) forderte ebenfalls eine Evaluation
der Struktur, Organisation, Zuständigkeit und Überwachung der Bundesanwaltschaft. 

Eine weitere Wendung erhielt die Untersuchung Mitte September, also kurz vor der in
der Herbstsession terminierten Wiederwahl Laubers. Hanspeter Uster beschwerte sich
in einem Radiointerview, dass Lauber die Untersuchung aktiv behindere und
angeforderte für die Untersuchung benötigte Dokumente nicht liefere. 
Die Wiederwahl Laubers Ende September nahm dann der Disziplinaruntersuchung ein
wenig politischen Druck weg. Zwar berichtete die Aargauer Zeitung, dass die
Verjährungsfrist für die disziplinarische Verantwortlichkeit nur gerade ein Jahr betrage
und Lauber deshalb auf Zeit spiele, in den Medien geriet die Untersuchung allerdings in
der Folge bis Ende 2019 ein wenig in Vergessenheit. 5

Aufgrund des Berichts der AB-BA zur Disziplinaruntersuchung gegen den amtierenden
Bundesanwalt wurden von politischer Seite schon bald Forderungen für ein
Amtsenthebungsverfahren gegen Michael Lauber laut. Die Grüne Partei, die sich
bereits bei der Bestätigungswahl Laubers sehr kritisch gezeigt hatte, verlangte Anfang
April 2020 in der Person von Parteipräsidentin Regula Rytz (gp, BE), dass die GK ein
entsprechendes Verfahren einleite, damit die Glaubwürdigkeit der Institution
wiederhergestellt werden könne. Das Fass zum Überlaufen gebracht habe Laubers
Weigerung, die Verfügung der AB-BA zu akzeptieren, und seine Beschwerde dagegen, so
Rytz in der Aargauer Zeitung. Auch Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) forderte,
dass sich die GK möglichst rasch der Frage annehme, wie es mit dem Bundesanwalt
weitergehen solle. Der Präsident der GK, Andrea Caroni (fdp, AR), sah indes keinen
Grund zur Eile, weil es gelte, zuerst den Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts zur
Beschwerde Laubers abzuwarten, um eine Basis für eine allfällige Einleitung eines
Amtsenthebungsverfahrens zu haben.

Die Forderungen für eine solche Amtsenthebung eines Bundesanwalts, die ein Novum
in der Geschichte der Bundesanwaltschaft darstellte, wurden lauter, als Mitte April
weitere Ungereimtheiten im «Fifa-Fall» publik wurden – auch wenn Teile davon verjährt
waren. Laut NZZ weckten die Ereignisse «die Politik aus ihrer Corona-Lethargie»:
Verschiedene Mitglieder der GK – darunter Sibel Arslan (basta, BS), Mathias Aebischer
(sp, BE), Nicolo Pagani (cvp, SG) oder Pirmin Schwander (svp, SZ) – liessen im Tages-
Anzeiger verlauten, zum äussersten Mittel greifen zu wollen, sollte Lauber nicht von sich
aus zurücktreten. Auch die SP- und die Mitte-Fraktion sprachen sich für ein
Amtsenthebungsverfahren aus. Zudem wendeten sich immer mehr «Verbündete» von
Lauber ab, wie die Aargauer Zeitung zu berichten wusste. Dazu zählte sie vor allem
Parlamentsmitglieder der FDP und der SVP, aber auch Teile der SP, die Lauber bei der
Bestätigungswahl 2019 noch unterstützt hätten. Ein Entscheid bezüglich eines
Amtsenthebungsverfahrens müsse bereits in der Sommersession 2020 gefällt werden,
forderte die Zeitung. 

Die GK beugte sich in ihrer Sitzung vom 13. Mai über die Frage einer Amtsenthebung.
Diskutiert wurde, ob die GK – wie ursprünglich von Andrea Caroni vorgeschlagen – noch
zuwarten und mehr Informationen einholen oder aber in der Tat ein Verfahren einleiten
sollte. Die 17-köpfige Kommission entschied sich schliesslich einstimmig, den Entscheid
zu vertagen und an ihrer nächsten Sitzung den Bundesanwalt selber noch einmal
anzuhören. Eine Anhörung sei ein notwendiger erster Schritt hin zu einem
Amtsenthebungsverfahren, liess die GK in ihrer Medienmitteilung verlauten. Sie könne

ANDERES
DATUM: 13.05.2020
MARC BÜHLMANN
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nämlich von Amtes wegen nur über die Eröffnung eines Amtsenthebungsverfahrens
entscheiden, wenn die fachliche und persönliche Eignung des obersten Staatsanwalts in
Frage gestellt sei. Dies sei mit der Verfügung der AB-BA zwar gegeben, vor einem
endgültigen Entscheid müsse die betroffene Person laut Reglement aber noch einmal
angehört werden. GK-Präsident Caroni informierte die Medien allerdings auch, dass ein
solches Verfahren Neuland sei und sich die Kommission deshalb mit dem Bundesamt
für Justiz (BJ) und der Staats- und Verwaltungsrechtsprofessorin Regina Kiener
abgesprochen habe. Auch eine Delegation der AB-BA – Präsident Hanspeter Uster und
die Untersuchungsleiterin Alexia Heine – sei nochmals angehört worden. 
Kiener habe dabei für Verunsicherung gesorgt, wusste die Aargauer Zeitung tags drauf
zu berichten, da sie ausgeführt habe, dass eine Amtsenthebung kein politischer
Entscheid sein dürfe und Prozessrechte berücksichtigt werden müssten, damit der
Entscheid nicht vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte beanstandet
werden könne. Zudem dürfe sich das Parlament eigentlich nicht über die Verfügung der
AB-BA hinwegsetzen, die ja lediglich eine Lohnkürzung und nicht eine Amtsenthebung
als Sanktion für die Verfehlungen Laubers gefordert habe. Es sei wohl deshalb doch
klüger, auf den Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts zur Beschwerde Laubers zu
warten, urteilte der Sonntags-Blick. Andrea Caroni mahnte in der Aargauer Zeitung,
dass der Bundesanwalt wie jeder Bürger und jede Bürgerin ein Recht auf ein korrektes
Verfahren habe und es deshalb angezeigt sei, den Entscheid des
Bundesverwaltungsgerichts und allenfalls sogar einen juristisch möglichen neuerlichen
Rekurs Laubers vor Bundesgericht abzuwarten. Ein Rücktritt Laubers würde zwar
einiges erleichtern, aber letztlich gehe es um die Institution und nicht um die Person
des Bundesanwalts, weshalb man als Kommission und Parlament den rechtsstaatlichen,
wenn auch langsameren Weg gehen müsse, so Caroni. 
Zurückhaltende Stimmen waren in den Medien kaum mehr auszumachen. In den
meisten Kommentarspalten wurde Lauber aufgefordert, nun endlich zugunsten der
Institution zurückzutreten. Eine kleine Lanze brach einzig der Sonntags-Blick für den
Bundesanwalt, der ehemalige Weggefährtinnen und Weggefährten Laubers zu Wort
kommen liess. Die Medien hätten die Person Laubers zur Institution gemacht, war dort
etwa zu lesen; er sei jedoch besser, als er dargestellt werde. David Zollinger –
ehemaliges Mitglied der AB-BA – fand es «erstaunlich, dass jemand, der intern, bei
Politikern, Medien und Partnerbehörden so beliebt war, derart schnell fallen gelassen
wird». Wer freilich «von Politikern mit einer politischen Absicht gewählt wurde, der
kann von diesen auch wieder abgesetzt werden, da sind politische Motive dann stärker
als juristische Gründe». 6

Kurz bevor das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zur Beschwerde Michael Laubers
gegen die Verfügung der AB-BA publik wurde, reichte der Bundesanwalt Ende Juli 2020
mittels persönlicher Stellungnahme ein Rücktrittsangebot ein. Er verwahrte sich dort
gegen den Vorwurf, gelogen zu haben. Die AB-BA hatte Lauber in ihrer
Disziplinaruntersuchung vorgeworfen, über die informellen und nicht dokumentierten
Treffen mit Fifa-Präsident Gianni Infantino nicht die Wahrheit gesagt zu haben, eine
Einschätzung, die vom Bundesverwaltungsgericht schliesslich bestätigt worden war. In
seiner Erklärung betonte Lauber, dass es letztlich der Institution Bundesanwaltschaft
schade, wenn man ihm persönlich nicht glaube, weshalb er der GK seinen Rücktritt
anbiete und mit ihr die entsprechenden Modalitäten besprechen werde. 

In den Medien stiess die Stellungnahme Laubers auf einiges Unverständnis. In der NZZ
erklärte GK-Präsident Andrea Caroni (fdp, AR), dass es ein Rücktrittsangebot formell
nicht geben könne. Entweder müsse das Parlament den Bundesanwalt absetzen – ein
entsprechendes Amtsenthebungsverfahren gegen Lauber war in der Tat am Laufen –
oder Lauber müsse eine Kündigung einreichen. Lauber habe ihm aber eine schriftliche
Erklärung zugesichert, mit der er erläutern wolle, was er mit seinem Angebot bezwecke
und was er unter den Modalitäten verstehe. Das «Adieu auf Umwegen» (NZZ) stiess den
meisten Medien sauer auf. Er wolle sich einen ehrenvollen Abgang sichern, urteilte Le
Temps. Dieses Verhalten sei «inacceptable», befand Carlo Sommaruga (sp, GE) und in
der gleichen Zeitung gab auch Sibel Arslan (basta, BS) zu Protokoll, die GK sei kein Basar,
auf dem man Abgangsmodalitäten verhandeln könne. Er hoffe wohl, er könne die
Bedingungen für seinen Rücktritt aushandeln, vermutete Yves Nidegger (svp, GE). Die
Medien begrüssten freilich den baldigen Abgang Laubers. Die Aargauer Zeitung urteilte,
dass Lauber «von Anfang an der falsche Mann» gewesen sei, der nur seine eigene
Person in den Vordergrund gestellt habe. Dass er das Urteil des
Bundesverwaltungsgerichts «respektiere» und nicht «akzeptiere», wie das in seiner
Erklärung stehe, sei ein beredtes Zeichen dafür, so die Aargauer Zeitung weiter. Das
Parlament sei nun  gefordert, «die Missstände endlich zu beheben». Auch die Tribune

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.08.2020
MARC BÜHLMANN
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de Genève urteilte, dass Lauber eine geschwächte Bundesanwaltschaft hinterlasse. Von
einem «Scherbenhaufen» sprach derweil der Blick. Das Rücktrittsangebot im Interesse
der Institution sei «zynisch» und mit dem «Rücktritt in Unehren» komme Lauber «bloss
der totalen Schmach einer Amtsenthebung zuvor». 

Ende Juli wurden besagte Modalitäten publik. Lauber hatte seine definitive Kündigung
per Ende Januar 2021 eingereicht. Da er sein Ferienguthaben einziehen werde, sei sein
letzter Arbeitstag freilich bereits der 31. August 2020. In den Medien wurde diskutiert,
ob Lauber überhaupt ein solches Ferienguthaben geltend machen könne, da er in einer
Lohnklasse eingeteilt sei, in der Vertrauensarbeitszeit obligatorisch sei und
entsprechend keine Überstunden erfasst würden. Auch wenn Lauber also bis Ende
Januar 2021 – zwischen September 2020 und Januar 2021 würden die beiden
stellvertretenden Bundesanwälte die Bundesanwaltschaft leiten – Lohn beanspruchen
werde, sei mit der Kündigung wenigstens eine Abgangsentschädigung ausgeschlossen,
urteilte die NZZ. Für Diskussionen sorgte freilich auch der Umstand, dass Lauber trotz
Ferien noch einige Monate «Schatten-Bundesanwalt» bleibe, wie dies Andrea Caroni
(fdp, AR) im Tages-Anzeiger nannte, und allenfalls versucht sein könnte, das gegen ihn
angestrengte Strafverfahren zu behindern. Es brauche deshalb einen «sofortigen
Schlussstrich», forderte die NZZ. 

Diesen Schlussstrich zog dann die GK, die Mitte August über den Rücktritt Laubers
diskutierte und sich für ein vorzeitiges Ausscheiden per 31. August 2020 entschied.
Lauber hatte zwischenzeitlich angeboten, die normalerweise 6-monatige
Kündigungsfrist um fünf Monate, bzw. auf einen Monat, zu verkürzen. Die bestehenden
Ferienguthaben sollten ausbezahlt werden. Das laufende Amtsenthebungsverfahren
werde damit gegenstandslos, so die GK in ihrer Medienmitteilung. Der Blick rechnete
vor, dass der schnelle Abgang teuer werde: Rund CHF 120'000 dürfte Lauber an
«Feriengeld» erhalten. Die mögliche Nachfolgerin oder der mögliche Nachfolger müsse
den von Lauber verursachten Scherbenhaufen nun aber «radikal aufräumen». 7

Die in der Regel als relativ unbestritten geltenden Gesamterneuerungswahlen des
Bundesgerichts wurden 2020 zur Vorlage für eine fast epische Diskussion um die
Gewaltenteilung. Den Wahlen für die Amtsperiode 2021-2026 war nämlich die medial
virulent diskutierte Ankündigung der SVP vorausgegangen, Yves Donzallaz, einen der SVP
angehörenden Bundesrichter, nicht wiederzuwählen. 
Ursprung der Weigerung der SVP war unter anderem ein Entscheid des Bundesgerichtes
im Sommer 2019, einem Amtshilfegesuch Frankreichs zuzustimmen, das die
Auslieferung von Bankkundendaten verlangte. In diesem Urteil hatte besagter Donzallaz
laut Blick «das Zünglein an der Waage» gespielt, zum Unverständnis seiner Partei. In der
Folge stellten SVP-Politiker in den Medien offen die Frage, «ob wir Bundesrichter
unserer Partei wiederwählen wollen, wenn sie in keiner Weise unser Gedankengut
vertreten» – so etwa Fraktionschef Thomas Aeschi (svp, ZG) in der Sonntagszeitung.
Pirmin Schwander (svp, SZ) forderte in der gleichen Zeitung gar ein
Amtsenthebungsverfahren gegen den eigenen Bundesrichter. Thomas Matter (svp, ZH)
wiederum kündigte in der Liberté an, dass er den Namen dieses Richters bei dessen
Wiederwahl sicher nicht vergessen werde. Donzallaz war laut der Basler Zeitung bereits
2015 von der Weltwoche als «Abweichler» bezeichnet worden, weil er mitentschieden
hatte, dass das Freizügigkeitsabkommen mit der EU Vorrang vor der
Masseneinwanderungsinitiative der SVP habe.
Gegen die Reaktion der SVP wurde in den Medien rasch Kritik laut. Sie wurde von vielen
Kommentatorinnen und Kommentatoren als Angriff auf die Unabhängigkeit der
Judikative oder als Respektlosigkeit gegenüber der Gewaltenteilung verurteilt.
Diskutiert wurde in der Folge auch, ob Parteipolitik überhaupt einen Einfluss auf die
Rechtsprechung haben dürfe – eine Frage, die auch mit der Justizinitiative einer
Antwort harrt, die im Tages-Anzeiger als «grösste Profiteurin der Querelen» bezeichnet
wurde. Auch die Weltwoche kritisierte einen Angriff auf die Gewaltenteilung, allerdings
aus alternativer Perspektive: Die Judikative setze sich beim Urteil über die Herausgabe
der Bankkundendaten im Verbund mit der Exekutive über die Legislative und den
Souverän hinweg. Zu reden gab schliesslich auch der unmittelbar nach der SVP-Kritik
gefällte Entscheid des SVP-Fraktionschefs Thomas Aeschi, in der Gerichtskommission
Einsitz zu nehmen. Die SVP mache «die Richterwahlen zur Chefsache», urteilte die
Aargauer Zeitung.

Kurz nach der Entscheidung des Bundesgerichtes im Herbst 2019 ebbte die
entsprechende Diksussion zwar wieder ab, allerdings nur um rund ein Jahr später bei
der Vorbereitung der Wiederwahl der Richterinnen und Richter des Bundesgerichts
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wieder sehr laut zu werden. Der Sonntagsblick berichtete rund drei Wochen vor der für
die Herbstsession 2020 angesetzten Wahl von mehreren Quellen, die bestätigten, dass
die SVP in der vorberatenden GK beantragt habe, Yves Donzallaz nicht mehr als
Vertreter der SVP zu behandeln und ihn nicht mehr zur Wiederwahl zu empfehlen. Die
Kommissionsmehrheit habe jedoch nicht auf die Forderungen eingehen wollen. In der
NZZ gab Donzallaz zu Protokoll, dass die SVP seit Jahren versuche, die Justiz zu
instrumentalisieren. Den Versuchen, das Recht einer politischen Ideologie zu
unterwerfen, müsse aber entschieden entgegengetreten werden. Er sei nicht
verpflichtet, gegenüber einer Partei Entscheidungen zu rechtfertigen. Zwar sei es
legitim, die Rechtsprechung zu kritisieren, nicht aber Richterinnen und Richter
persönlich anzugreifen. Donzallaz berichtete auch, dass er von keinen Druckversuchen
durch andere Parteien wisse. «Ganz ehrlich glaube ich, es handelt sich dabei um ein
spezifisches Problem der SVP», betonte er. In der Aargauer Zeitung bestätigte ein
ehemaliger SVP-Bundesrichter, der jedoch nicht namentlich genannt werden wollte,
dass Druckversuche der Volkspartei schon in den 1990er Jahren vorgekommen seien.
Man habe sich aber stets auf den Standpunkt gestellt, dass man nicht auf das
Parteibuch vereidigt worden sei.

Einige Wellen warf auch, dass Donzallaz von seiner eigenen Partei vor dem Wahlgeschäft
zu einem Hearing eingeladen wurde. Der Bundesrichter selber sprach von einer
«Gewissensprüfung». Er habe während der Diskussion vor der Fraktion ausgeschlossen,
dass er beim Urteilen ein Parteiprogramm anwenden könne, da er nur Verfassung und
Gesetz verpflichtet sei. Für die SVP-Fraktion argumentierte hingegen Gregor Rutz (svp,
ZH), dass jede Richterin und jeder Richter eine politische Grundhaltung habe, die das
eigene Urteil beeinflussen würde. Der Parteienproporz sei dazu da, dies zu
berücksichtigen und auszugleichen. Wenn nun aber ein Richter die Grundhaltung
«seiner Partei» nicht mehr teile, dann müsse Letztere korrigierend eingreifen. Laut
Tages-Anzeiger machte die SVP ihrem Richter das Angebot, aus der Partei auszutreten.
Als Parteiloser würde er auch von der SVP wiedergewählt, sei ihm beschieden worden.

Die politische Kritik am Verhalten der SVP wurde in der Folge lauter. Dass die
Volkspartei die Institutionen nicht mehr respektiere, müsse Konsequenzen haben,
forderte CVP-Präsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) im Tages-Anzeiger. SP-Präsident
Christian Levrat (sp, FR) forderte ein Nachdenken über ein neues Wahlsystem, wenn
sich die SVP aus dem Konsens über einen freiwilligen Parteienproporz und die
Unabhängigkeit der eigenen Richterinnen und Richter verabschiede. Diskutiert wurde
etwa eine Wahl auf Lebenszeit, um Unabhängigkeit nach einer gewissen pluralistisch
garantierten Wahl zu garantieren. Kritisiert wurden auch die Mandatssteuern, mit
denen Richter zu stark an die eigene Partei gebunden würden. Zudem müsste auch eine
Anzahl parteiloser Richter gewählt werden, vorgeschlagen etwa von einer unabhängigen
Fachkommission. Freilich gab CVP-Bundesrichterin Julia Hänni im Blick zu bedenken,
dass die Unabhängigkeit der Judikative in jedem System vor allem auch vom Respekt
der Politik vor dieser Unabhängigkeit abhänge. 

Am 9. September 2020 entschied die GK, alle wieder antretenden Bundesrichterinnen
und Bundesrichter zur Wiederwahl zu empfehlen. Tags darauf gaben die Parteispitzen
der CVP, FDP und SP bekannt, den eigentlich für die anstehende Herbstsession
geplanten «Konkordanzgipfel», bei dem das Verfahren für die Besetzung des
Bundesrats beziehungsweise die Suche nach einer neuen Zauberformel hätten
diskutiert werden sollen, nicht durchführen zu wollen. Man könne mit einer Partei,
welche die Institutionen geringschätze, nicht über Konkordanz diskutieren – so die
Begründung. Die NZZ schlussfolgerte daraus, dass die SVP nicht nur die Unabhängigkeit
der Justiz gefährde, sondern auch ihre eigene Position – auf dem Spiel stünden gar die
eigenen Bundesratssitze. SVP-Fraktionschef Thomas Aeschi wehrte sich gegen den
Vorwurf, die Partei halte nichts von der Gewaltentrennung. Bei den Gesprächen mit
Donzallaz habe sich gezeigt, dass dieser die Werte der SVP nicht mehr vertrete. Die
Partei könne deshalb die Verantwortung für dessen Wahl nicht mittragen. Seine
Weigerung, aus der Partei auszutreten, zeuge zudem von «Charakterschwäche». Über
Konkordanz werde man so oder so wieder reden; die Absage des Gipfels sei wohl eher
dem Umstand geschuldet, dass man dafür keinen geeigneten Termin gefunden habe.

Noch mehr Öl ins Feuer goss dann die SP mit der Forderung, die Richterwahlen zu
verschieben. Fraktionschef Roger Nordmann (sp, VD) wollte einen entsprechenden
Ordnungsantrag einreichen. Es sei vor der Wahl abzuklären, wie unabhängig die
Richterinnen und Richter der SVP seien. Sollte dieser Antrag nicht durchkommen,
drohte Christian Levrat im Sonntagsblick, würde er gegen die Wiederwahl aller SVP-
Richterinnen und -Richter stimmen. Auch dies provozierte Kritik: So äusserte sich etwa
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der Grüne Ständerat Matthias Zopfi (gp, GL) im Tages-Anzeiger, dass die anderen
Parteien die Richterwahlen nicht noch mehr «verpolitisieren» sollten. Für GLP-
Präsident Jürg Grossen (glp, BE) wäre eine kollektive Nichtwahl eine weitere
Schwächung der Institution. Man habe ja kein Problem mit dem Gericht, sondern mit
der SVP.

Wie so vieles in der Schweizer Politik wurde dann auch die Wahl der
Bundesrichterinnen und Bundesrichter parlamentarisch wesentlich weniger heiss
gegessen als es im Vorfeld medial aufgekocht wurde. Freilich wurden am 23. September
2020 in der Vereinigten Bundesversammlung im Rahmen des Ordnungsantrags der SP-
Fraktion nochmals die parteipolitischen Klingen gekreuzt. Daniel Jositsch (sp, ZH)
führte für seine Partei aus, dass die SVP «den politischen Kampf aus dem Parlament
hinaus ins Bundesgericht tragen» wolle. Die Abwahlempfehlung eines eigenen
Bundesrichters werfe die Frage auf, ob andere SVP-Richterinnen und -Richter noch
unabhängig urteilen würden, wenn sie eine Abwahl befürchten müssten. Die Frage nach
der Unabhängigkeit der SVP-Richterinnen und -Richter müsse die GK ab sofort vor
jeder Wiederwahl prüfen, weshalb die Wahlen auf die Wintersession verschoben
werden sollten. Andrea Caroni (fdp, AR) fasste als Sprecher der GK das Prozedere
zusammen: Weil bei keiner der 37 wieder kandidierenden Personen Hinweise auf
Amtspflichtverletzung gefunden worden seien, würden auch alle zur Wiederwahl
empfohlen – diese Überprüfung sei nota bene die einzige Aufgabe der GK. Alle
Fraktionen hätten den Entscheid, alle Richterinnen und Richter zur Wiederwahl zu
empfehlen, unterstützt – mit Ausnahme der SVP, die die Wiederwahl von Bundesrichter
Yves Donzallaz nicht unterstütze. Man habe in der GK auch über eine Verschiebung der
Wahl und eine Art Gewissensprüfung diskutiert, dies aber verworfen, eben gerade weil
die Unabhängigkeit der Judikative geschützt werden müsse. Mit einer Verschiebung
würden alle 37 Kandidierenden dem Generalverdacht ausgesetzt, «Parteisoldaten» zu
sein. Andererseits sei kaum zu erwarten, dass sich aufgrund einer Gewissensprüfung
jemand als «fremdgesteuerten Parteisoldat» bezeichnen werde. 
In der Folge legte Thomas Aeschi für die SVP auch im Parlament noch einmal dar,
weshalb sie ihren Bundesrichter nicht zur Wiederwahl empfehlen könne. «Nicht die
SVP politisiert die Justiz; die Justiz hat begonnen zu politisieren», führte der
Fraktionschef aus. Da dürfe es nicht verwundern, dass die Zusammensetzung des
Bundesgerichtes zum Thema werde. Man befürchte insbesondere, dass EU-Recht über
Schweizer Recht gestellt werde, wogegen sich die SVP vehement wehre. Wenn nun aber
ein eigener Richter die Werthaltungen seiner Partei nicht mehr teile, dann könne die
SVP die Verantwortung für ihn nicht mehr tragen. «Wenn Sie, die anderen Fraktionen,
Yves Donzallaz wiederwählen, sind Sie verantwortlich für sein künftiges richterliches
Wirken: Dann ist er Ihr Richter, dann ist es Ihre Verantwortung», so Aeschi zum Schluss.

In der Folge wurde der Ordnungsantrag der SP-Fraktion mit 42 zu 190 Stimmen (6
Enthaltungen) abgelehnt – Zustimmung fand er ausschliesslich bei den Mitgliedern der
SP-Fraktion. Anschliessend wurden alle 37 Kandidierenden wiedergewählt. Da auf den
Wahlzetteln alle 37 Namen standen und lediglich gestrichen werden konnten,
interessierten natürlich die individuellen Resultate. Am wenigsten von den 239
möglichen Stimmen erhielt wie erwartet Yves Donzallaz. Seine 177 Stimmen lagen aber
klar über den nötigen 120 (absolutes Mehr). Die restlichen Kandidierenden erhielten
zwischen 197 (Andreas Zünd, SP) und 236 Stimmen (Luca Marazzi, FDP; Thomas
Stadelmann, CVP). 
Auch die zur Wiederwahl stehenden 12 nebenamtlichen Bundesrichterinnen und
-richter schafften die erneute Wahl problemlos (mit zwischen 220 und 236 von 240
möglichen Stimmen). Für den zurücktretenden Ulrich Meyer (SP) wurde Christoph Hurni
(GLP) zum ordentlichen Richter gewählt (mit 232 von 241 Stimmen; 9 Wahlzettel blieben
leer). Und schliesslich barg auch die Ergänzungswahl von sechs nebenamtlichen
Richterinnen und Richtern keine Überraschungen mehr. Auch hier erhielten alle mehr
als 200 von 239 möglichen Stimmen. 

Freilich – so schloss die NZZ bereits am Tag vor der Wahl – stand das Schweizer
Justizsystem bei diesen Wiederwahlen auf dem Prüfstand, auch wenn der Wahltag
selbst ohne Überraschung endete. Eine Justizreform sei unumgänglich, folgerte auch
der Tages-Anzeiger. Der Angriff der SVP sei zwar gescheitert und ein «Psychodrama»
sei verhindert worden – so auch Le Temps, Tribune de Genève und Liberté –, die Justiz
stehe nun aber unter Spannung. Dafür, dass die Diskussionen um die Wahl von
Richterinnen und Richtern nicht versandet, wird auf jeden Fall die Justiz-Initiative
sorgen. 8
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Nachdem die Immunität von Michael Lauber von den beiden zuständigen Kommissionen
aufgehoben worden war, hatte das Parlament zu bestimmen, wer die Strafuntersuchung
gegen den mittlerweile aus dem Amt ausgeschiedenen Bundesanwalt, dem
Amtsmissbrauch, Amtsgeheimnisverletzung und Begünstigung vorgeworfen wurden,
führen soll. Die Vereinigte Bundesversammlung musste hierfür in der Herbstsession
2020 einen Sonderstaatsanwalt wählen – ein Novum in der Geschichte der Schweiz.
Die GK schlug dem Parlament einstimmig Stefan Keller vor, der bereits von der AB-BA
als ausserordentlicher Bundesanwalt für die Voruntersuchung eingesetzt worden war.
Der Obwalder Jurist war entsprechend mit dem Fall bestens vertraut und die GK traute
ihm zu, eine «lückenlose Fortsetzung des Verfahrens» zu gewährleisten, wie sie in
ihrem Bericht Anfang September 2020 darlegte. Ein Vorteil von Keller sei zudem seine
Unabhängigkeit. 
In den Medien wurde Keller als «unorthodox» bezeichnet (Tages-Anzeiger). Der Blick
zitierte Beat Flach (glp, AG), der die Wahl Kellers als «Hochrisikospiel» bezeichnete.
Kellers Eignung für das «schwierige Amt des Sonderermittlers» sei von der GK nur sehr
oberflächlich abgeklärt worden, behauptete der Blick. 
Im Parlament war die Wahl freilich unbestritten. GK-Präsident Andrea Caroni (fdp, AR)
kritisierte in seinem Votum die medialen Versuche, «Herrn Keller in ein schiefes Licht
zu rücken», und ärgerte sich darüber, dass erneut ein vertrauliches Dokument der
Gerichtskommission an die Medien gelangt sei. Mit 220 von 223 gültigen Stimmen (von
den 241 Wahlzetteln waren 237 eingegangen und 14 leer geblieben) wurde Keller
deutlich zum ausserordentlichen Bundesanwalt bestimmt. 9
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Die GK hatte die Bewerbungsfrist für die Stelle einer neuen Bundesanwältin oder eines
neuen Bundesanwalts auf den 2. Oktober 2020 angesetzt. Es dauerte einige Zeit, bis
die Namen der Kandidaturen von der Presse eruiert worden waren – die GK wollte die
Zahl der Bewerbungen vorerst nicht bekannt geben; die Zeitungen schätzten, dass sich
rund sechs Bewerbungen eingefunden hätten. Der erste, der seine Bewerbung offiziell
in den Medien bestätigte, war Olivier Jornot, Staatsanwalt des Kantons Genf. Da lange
Zeit einzig die Kandidatur des Genfer Staatsanwaltes bekannt war, stand er im
Mittelpunkt des medialen Interesses. Im Tages-Anzeiger wurde Jornot als «Hardliner»
beschrieben und die NZZ wusste zu berichten, dass seine «kompromisslosen Methoden
[...] umstritten» seien, dass er sich aber nicht scheue, «den Mächtigen kräftig auf die
Füsse zu treten». Die Aargauer Zeitung betitelte Jornot als «'harte[n] Hund' mit
Beisshemmungen» und stellte seine Eignung in Frage. Thematisiert wurde auch ein
Disziplinarverfahren, das wegen einer «Partynacht» (NZZ) gegen ihn angestrengt
worden sei; «sein schillerndes Vorleben [sei] nichts für schwache Nerven», betonte die
Weltwoche. Er werde in seiner Heimat «mehr gefürchtet als geliebt». 

Ende Oktober 2020 gab die Subkommission der GK unter der Leitung von Sibel Arslan
(basta, BS) bekannt, dass die Kommission drei Kandidierende für eine erste Anhörung
ausgewählt habe – ohne jedoch Namen zu nennen. In einer Medienmitteilung Mitte
November liess die GK nach dieser ersten Anhörung verlauten, für zwei der drei
Kandidaturen ein Evaluationsverfahren durchzuführen. 
Einer der beiden verbliebenen Kandidierenden war Olivier Jornot, wie die Tribune de
Genève tags darauf zu berichten wusste. Die Zeitung empörte sich dabei über die
Deutschschweizer Presse, die nicht an Schlagzeilen gespart habe, um den Genfer zu
porträtieren, was in Bern in der Regel nicht gut ankomme. Jornot weise jedoch laut Le
Temps ein Profil auf, das «parfaitement à la description» des gesuchten neuen
Bundesanwaltes passe. 
Zudem gelangte die Information an die Presse, dass einige Mitglieder der GK beide
Kandidierenden als ungeeignet empfinden würden. Die NZZ kritisierte diese
Indiskretion, die letztlich erneut dem Ansehen des Amtes schaden werde. Andrea
Caroni (fdp, AR), Präsident der GK, sprach gar davon, Strafanzeige wegen
Amtsgeheimnisverletzung einzureichen. Schliesslich fand auch der Name der zweiten
Bewerbung den Weg in die Presse: Andreas Müller arbeitete seit 2011 für die
Bundesanwaltschaft. Der Tages-Anzeiger beschrieb den Deutschfreiburger als
«zurückhaltend, diskret, ja sogar als scheu». Er habe lange Erfahrung innerhalb der
Bundesanwaltschaft, könne aber keine Führungsqualitäten vorweisen. Da Müller in der
sogenannten «Affäre Tinner» verhindert habe, dass wichtige Akten geschreddert
wurden, betitelte der Tages-Anzeiger das Verfahren als einen «Zweikampf zwischen
dem 'Sheriff' und dem Aktenretter». 10
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Am 25. November 2020 nahm die GK die Resultate des externen Assessments für die
beiden Kandidaturen für die Stelle einer neuen Bundesanwältin oder eines neuen
Bundesanwalts zur Grundlage, das Verfahren neu aufzurollen und das Amt noch einmal
auszuschreiben. Keiner der beiden Kandidierenden – noch im Rennen wären Olivier
Jornot und Andreas Müller gewesen – bringe die nötigen Fähigkeiten mit, die es für das
Amt der Bundesanwaltschaft brauche. Es müsse eine Person mit langjähriger Erfahrung
sein, die Führungskompetenzen habe und geeignet sei, «Ruhe in eine Behörde zu
bringen, um die es in den letzten Jahren viel Wirbel gab», wie sich die Kommission in
ihrer Medienmitteilung äusserte. Neues Ziel sei es, dem Parlament in der
Frühjahrssession 2021 eine neue Kandidatur zu präsentieren. Zudem schlage man
zuhanden der Rechtskommission vor, das Rücktrittsalter für die
Bundesanwaltschaftsstelle auf 68 Jahre (von heute 65 bzw. 64) anzuheben. 
In der Presse wurde vermutet, dass eine Kombination aus beiden Personen «den
idealen Kandidaten ergeben» hätte (NZZ). Ob eine zweite Runde geeignetere
Kandidaturen bringen würde, stehe allerdings in den Sternen, vor allem auch dann,
wenn Details aus den Bewerbungen an die Öffentlichkeit gelangten, so die NZZ weiter.
Dies habe wohl auch damit zu tun, dass das Parlament selber die Wahlbehörde sei,
kritisierte die Aargauer Zeitung. Auch der Tages-Anzeiger bemängelte das Verfahren:
Die GK schreibe die Stelle lediglich aus, suche aber nicht aktiv nach geeigneten
Personen. Die mit dem Verfahren verknüpften Unsicherheiten würden dieses wohl noch
weiter verlängern, augurte die Westschweizer Zeitung Le Temps. Sie bezeichnete den
Entscheid überdies als Überraschung, da Olivier Jornot ein nahezu perfekt passendes
Profil mitgebracht habe. Und auch die Tribune de Genève ärgerte sich über die negative
Presse, die Jornot erhalten habe: Man regle alte Fehden in der Öffentlichkeit, bevor die
Verantwortlichen überhaupt entschieden hätten. 
Andrea Caroni (fdp, AR), Präsident der GK, gab der Aargauer Zeitung zu Protokoll, dass
eine Wahlempfehlung einer der beiden Kandidierenden unverantwortlich gewesen
wäre. Christian Lüscher (fdp, GE) kritisierte allerdings, dass die Kommission ihre
Verantwortung nicht wahrgenommen habe: Die Deutschschweizer Presse habe sich –
unterstützt durch Indiskretionen der deutschsprachigen Mitglieder der Kommission –
gegen den Kandidierenden aus der Romandie eingeschossen. Lüscher dachte laut
darüber nach, die Wahl des Bundesanwaltes wieder dem Bundesrat zu überlassen, wie
dies bis 2010 der Fall gewesen war. 11
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Es kommt nur sehr selten vor, das die GK Empfehlungen für Wahlen an eidgenössische
Gerichte nicht einstimmig abgibt. Dies war allerdings der Fall bei den Wahlen des
Präsidiums und des Vizepräsidiums für das Bundesgericht für die Jahre 2021-2022.
Das Bundesgericht hatte die amtierende Vizepräsidentin Martha Niquille (cvp) als
Präsidentin und Bundesrichter Yves Donzallaz (svp) als Vizepräsidenten vorgeschlagen.
Die GK und das Parlament seien zwar nicht weisungsgebunden, aus «Respekt vor den
Institutionen und der Gewaltentrennung» entspreche die Kommission aber dem Antrag
des Bundesgerichts, war in der Wahlempfehlung der GK zu lesen. Die SVP-Minderheit in
der GK beantragte allerdings, dass das Parlament den Wahlvorschlag zurückweist, damit
die GK zwei neue Personen zur Wahl vorschlagen könne. 
Als Grund dafür führte Pirmin Schwander (svp, SZ), der den Antrag der GK-Minderheit in
der Wintersession 2020 in der Debatte der Vereinigten Bundesversammlung vertrat, die
Rolle der beiden Kandidierenden in der Untersuchung der Vorkommnisse am
Bundesstrafgericht an. Die Kandidierenden waren in die Schlagzeilen geraten, weil sie
der Verwaltungskommission des Bundesgerichts angehörten, die die entsprechenden
Ereignisse untersuchen sollten. Der aus dieser Untersuchung resultierende Bericht war
bei der GPK auf einige Kritik gestossen und hatte gar eine Strafanzeige gegen die drei
Berichterstatter – neben Niquille und Donzallaz hatte auch der zurückgetretene Ulrich
Meyer (sp) der Kommission angehört – nach sich gezogen. Auch in den Medien war der
Bericht als mangelhaft hinsichtlich dem Verfahren und inhaltlich problematisch
bezeichnet worden. Pirmin Schwander nannte den Bericht eine «Missachtung des
parlamentarischen Auftrages, ein[en] Aufsichtsbericht, der unter Missachtung
rechtsstaatlicher Verfahrensgarantien erstinstanzliche Richter mittels Publikation im
Internet an den Pranger stellte.» Die «auch in den Medien aufgegriffene
Unprofessionalität» habe das Vertrauen in die Judikative geschmälert. Vertrauen und
Professionalität könnten nur wiederhergestellt werden, wenn Personen das Präsidium
übernähmen, die von internen Querelen unbelastet seien, so Schwander. Von
Schwander unerwähnt blieb hingegen, dass sich die SVP im Rahmen der
Gesamterneuerungswahlen der Bundesrichterinnen und -richter bereits gegen die
Wiederwahl ihres Richters Yves Donzallaz gestellt hatte, weil dieser die Grundhaltung
«seiner Partei» nicht mehr teile, wie damals das Verdikt der SVP lautete. Donzallaz war
damals trotzdem bestätigt worden.  
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Der Sprecher für die Mehrheit der GK, Andrea Caroni (fdp, AR) berichtete, dass der
Untersuchungsbericht sehr wohl auch Gegenstand der Anhörung der beiden
Kandidierenden gewesen sei. Beide hätten ihr Verhalten erklären können und hätten
sich motiviert gezeigt, die Zusammenarbeit zwischen den betroffenen Institutionen –
Bundesgericht, Bundesstrafgericht und GPK – zu befördern. Martha Niquille habe sich
zudem für die Tonalität im Bericht entschuldigt. Caroni erinnerte auch daran, dass das
Bundesgericht bei Annahme des Rückweisungsauftrags bis frühestens zur
Frühjahrssession 2021 ohne Präsidium sein würde. 
Dieser Rückweisungsantrag wurde unter Namensaufruf der Ständeratsmitglieder und
mittels elektronischer Abstimmung der Nationalratsmitglieder mit 168 zu 54 Stimmen
(ohne Enthaltungen) abgelehnt. Lediglich sämtliche Mitglieder der SVP-Fraktionen
stimmten für eine Rückweisung. In der Folge interessierten dann die Wahlresultate:
Martha Niquille erhielt 173 gültige Stimmen. Eingelangt waren 227 Wahlzettel, von denen
53 leer eingelegt wurden und einer einen anderen Namen enthielt. Für Yves Donzallaz
gingen 223 Wahlzettel ein; auf 160 davon stand sein Name, 62 waren leer geblieben und
einer enthielt einen anderen Namen. 
Ob den unschönen Tönen ging etwas unter, dass mit Martha Niquille zum ersten Mal in
der 162-jährigen Geschichte des Bundesgerichts eine Frau an die Spitze des obersten
eidgenössischen Gerichts gewählt worden war. 12

Das Bundesgericht geriet im Jahr 2020 in die Kritik. Dafür verantwortlich waren drei
miteinander verknüpfte Ereignisse, die in den Fokus der Medien gerieten: Die
Untersuchung des Bundesstrafgerichtes durch eine Kommission des Bundesgerichtes,
das Verhalten verschiedener Personen bei dieser Untersuchung – insbesondere
Gerichtspräsident Ulrich Meyer geriet stark in die Kritik – und die zunehmende
Personalisierung und Politisierung der eidgenössischen Gerichte. 

Das Bundesgericht fungiert als Oberaufsicht über das Bundesstrafgericht und hatte die
dortigen Vorkommnisse zu untersuchen. Der Untersuchungskommission gehörten der
Bundesgerichtspräsident Ulrich Meyer (sp), die Vizepräsidentin Martha Niquille (cvp)
sowie Bundesrichter Yves Donzallaz (svp) an. Dieses Gremium sollte mit Hilfe von
Befragungen abklären, ob die in einigen Medien erhobenen Vorwürfe gegen das
Bundesstrafgericht (die Rede war von Spesenexzessen, Mobbing und Sexismus)
zutreffen. 

Weil während einer Einvernehmenspause das Aufnahmegerät nicht abgeschaltet war
und die daraus resultierende Aufnahme der TV-Sendung «Rundschau» zugespielt
wurde, wurde Mitte Juni publik, dass sich Ulrich Meyer beleidigend und sexistisch über
eine Bundesstrafrichterin geäussert hatte. Meyer entschuldigte sich unverzüglich bei
der betreffenden Richterin und räumte seinen Fehler öffentlich ein. Die Entgleisung
wurde freilich zum gefundenen Fressen für die Medien, die einen «Sittenzerfall auch
bei Bundesrichtern» (Aargauer Zeitung) konstatierten. Vor allem die CH Media-Gruppe
schoss sich in der Folge auf den Bundesgerichtspräsidenten ein, der «entgleist» und
«sexistisch gescheitert» sei. Die Aargauer Zeitung berichtete über Politikerinnen und
Politiker, die den Rücktritt Meyers forderten, da er seine Glaubwürdigkeit verloren
habe. Die Zeitung warf der SP, der Meyer angehört, vor, in Zeiten von «#MeToo» wohl
dessen Rücktritt gefordert zu haben, wenn Meyer nicht in ihrer Partei wäre. Auch in der
Sonntagszeitung wurde die «Richteraffäre» breit diskutiert. Verschiedene
Parlamentsmitglieder distanzierten sich zwar von Meyers Aussagen, bezeichneten die
Rücktrittsforderungen aber als übertrieben. Meyers Verhalten sei kein Grund für ein
Amtsenthebungsverfahren, gab etwa GK-Präsident Andrea Caroni (fdp, AR) der
Sonntagszeitung zu Protokoll. Die NZZ sprach von «atmosphärische Störungen» an den
eidgenössischen Gerichten. Die Weltwoche hielt Meyer zugute, dass er während seiner
Präsidentschaft versucht habe, das Betriebsklima zu verbessern. Zwischen «Kollegialität
und Beziehungskorruption» liege aber nur ein schmaler Grat. «Vielleicht ist es heilsam,
wenn man sich wieder einmal vor Augen führt, dass Richter nicht die Heiligen sind, als
die sie sich gerne inszenieren, sondern Menschen mit Unzulänglichkeiten und
gelegentlich auch niederen Instinkten», schloss die Weltwoche – ohne jedoch darauf zu
verzichten, eine alte Geschichte auszugraben, bei der Meyer einer Geliebten angeblich
bei einem Vermögensdelikt geholfen haben soll. 

Im Sommer machte Meyer publik, dass er Ende 2020, also am Schluss seiner Amtszeit
als Gerichtspräsident, zurücktreten werde. Bundesrichter dürfen bis zu ihrem 68
Lebensjahr im Amt bleiben. Meyer hätte also noch ein weiteres Jahr als Bundesrichter
amten dürfen, entschied sich aber gegen diese Option. Die Aargauer Zeitung urteilte,
dass er den Zeitpunkt für einen ehrenvollen Abgang verpasst habe, und brachte gleich
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ein neues «Problem» ins Rollen. Die Vizepräsidentin und designierte Präsidentin
Martha Niquille (cvp) stehe nämlich vor einem Problem, weil sie den «problematischen
Untersuchungsbericht» zum Bundesstrafgericht mitverfasst habe. In der Tat wurde
dann die Wahl des Bundesgerichtspräsidiums in der Wintersession 2020 von
unschönen Tönen begleitet. Dennoch wurde Martha Niquille zur ersten
Bundesgerichtspräsidentin gewählt.

Im Herbst machte die Aargauer Zeitung schliesslich publik, dass die
Bundesstrafrichterin, gegen die sich Meyer sexistisch geäussert hatte, eine Strafanzeige
wegen Verleumdung gegen drei Bundesrichter eingereicht habe: gegen Ulrich Meyer,
gegen den sie auch wegen Nötigung klagte, gegen Martha Niquille und gegen Yves
Donzallaz, der im Rahmen der Bestätigungswahlen für das Bundesgericht ebenfalls in
die Schlagzeilen geraten war, weil ihn die SVP nicht mehr wählen wollte. 

Aufgrund dieser Ereignisse erwuchs der Judikative nicht nur medialer, sondern auch
immer stärker politischer Druck. Die zunehmende Personalisierung der Gerichte
verstärkte die Tendenz, die bisher eigentlich eher apolitischen Wahlen von
Richterinnen und Richtern zu politisieren. Insbesondere die SVP gelangte mit Kritik an
individuellen Richterinnen und Richtern im Vorfeld von Bestätigungswahlen vermehrt
an die Medien. Allerdings trug sie damit auch dazu bei, dass breit über die
Unabhängigkeit der Judikative diskutiert wurde. Vor allem die Frage, ob und wie stark
die Parteizugehörigkeit von Richterinnen und Richtern eine Rolle spielt und spielen
darf, wurde in zahlreichen Zeitungskommentaren virulent erörtert. Darüber hinaus und
damit eng verbunden wird interessant sein zu beobachten, wie sich all diese Ereignisse
auf die Justiz-Initiative auswirken werden. In der Aargauer Zeitung wurden die
«Justizskandale» als «beste politische Steilpässe» für die Initiative bezeichnet. Auch
aufgrund der Vorkommnisse in der Bundesanwaltschaft könnten in Zukunft also einige
Justizreformen anstehen. 13

Nachdem die GK Ende November 2020 die Stelle für eine neue Bundesanwältin oder
einen neuen Bundesanwalt nach Absage der ersten Runde neu ausgeschrieben hatte,
gingen die Mutmassungen in den Medien über den Nachfolger des Ende August 2020
zurückgetretenen Michael Lauber bereits Anfang Dezember wieder von vorne los. Die
Aargauer Zeitung vermutete, dass GK-Mitglied Thomas Aeschi (svp, ZG) «einem
nahestehenden Kandidaten» die Kandidatur nahegelegt habe: Thomas Würgler, dem
pensionierten Kommandanten der Kantonspolizei Zürich. Dazu passe, so die Zeitung
weiter, dass die GK die Alterslimite für den Verbleib in der Bundesanwaltschaft erhöhen
wolle – Würgler war bereits 65 Jahre alt und überschritt somit die bisherige
Alterslimite. Die Kandidatur Würglers wurde Mitte Januar 2021, kurz nach Ablauf der
Bewerbungsfrist, offiziell bestätigt. Obwohl GK-Präsident Andrea Caroni (fdp, AR) die
Bewerbungen «wie ein Staatsgeheimnis» hüte, wie die Aargauer Zeitung betonte, wurde
auch die Bewerbung von Maria-Antonella Bino bekannt. Die ehemalige stellvertretende
Bundesanwältin und Konkurrentin bei der ersten Wahl Laubers 2011 war bereits in der
ersten Bewerbungsrunde als Kandidatin gehandelt worden, hatte damals aber laut
Medien kein Interesse gezeigt. 
Kurz vor der ersten Anhörung der Kandidierenden am 10. Februar 2021 machte die NZZ
publik, dass vier Bewerbungen eingereicht worden seien. Neben Würgler und Bino
hätten auch Lucienne Fauquex, Leiterin des bundesanwaltschaftlichen Rechtsdienstes,
und Félix Reinmann, Generalsekretär im Sicherheitsdepartement des Kantons Genf,
ihre Kandidaturen eingereicht. Die NZZ mutmasste, dass Würgler wohl aus dem Rennen
ausscheiden würde, weil er mit Jahrgang 1959 zu alt und die von der GK geforderte
Erhöhung der Alterslimite von der RK-NR vorerst knapp abgelehnt worden sei und wohl
nicht mehr rechtzeitig umgesetzt werden könne. Die Zeitung vermutete Christian
Lüscher (fdp, GE) als treibende Kraft hinter dem Nein der RK-NR, weil er Würgler habe
verhindern wollen. Die NZZ befürchtete entsprechend, dass die Wahl zum «Polit-
Schacher» verkomme. 

In der Tat gab die GK tags darauf bekannt, für drei der vier Personen ein externes
Assessment durchzuführen und sie für eine zweite Anhörung Ende Februar 2021
einzuladen. Nicht auf dieser Liste war Thomas Würgler, wohl aber Bino, Reinmann und
Fauquex. Bei Letzterer könnte sich allerdings ebenfalls das Altersproblem stellen,
rechnete die NZZ vor. Da für sie als Frau das Rentenalter 64 gelte, könne sie – 62-jährig
– höchstens bis 2023 im Amt bleiben. In den meisten Medien wurde positiv
hervorgehoben, dass unter dem Trio zwei Frauen waren. Ein Favorit oder eine Favoritin
könne aber nicht ausgemacht werden, meinte etwa die Libérté. Damit war freilich der
Tages-Anzeiger nicht einverstanden, der Maria-Antonella Bino als «Frau mit Biss» und
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als «klare Favoritin» bezeichnete. Die Aargauer Zeitung erachtete Bino allerdings als
«sehr bankennah» und als «zweite Version von Lauber». Reinmann gelte hingegen als
«hartnäckiger und gewissenhafter Ermittler». Viel deute aber darauf hin, dass eine Frau
Bundesanwältin werden würde. Vorteil für Fauquex sei zudem, dass sie aufgrund ihres
Alters als nur kurzzeitig tätige «Übergangschefin» dem Parlament Zeit geben könnte,
die Bundesanwaltschaft neu zu organisieren. 14

Mittels Postulat wollte Andrea Caroni (fdp, AR) dem Bundesrat den Auftrag geben, einen
Bericht zur Modernisierung des Bundesgerichtsgesetzes zu verfassen. Nicht nur der
Bundesrat, der das Postulat zur Annahme empfahl, sondern auch die Ratskolleginnen
und -kollegen von Caroni befanden die Idee einer Untersuchung, welche die
Möglichkeiten für eine Optimierung des Rechtsschutzes und für eine Entlastung des
Bundesgerichts aufzeigen soll, für gut. 
In der Ständeratsdiskussion in der Frühjahrssession 2021 nahm Caroni Bezug auf die
2020 versenkte Bundesgerichtsgesetzesrevision: Die Reform sei damals lediglich an der
Idee der subsidiären Verfassungsbeschwerde gescheitert. Die mit der Revision
ebenfalls anvisierten Forderungen nach einer Behebung der Fehlbelastung des
obersten Gerichts durch Bagatellfälle und nach einer besseren Organisation des
Rechtsschutzes, der in weiten Teilen nicht dem Bundesgericht unterstehe, seien aber
damals eigentlich auf breite Unterstützung gestossen. Mit dem verlangten Bericht
sollten diese nicht umstrittenen Elemente neu aufgenommen und so eine nach wie vor
notwendige Revision neu aufgegleist werden. Daniel Jositsch (sp, ZH) kritisierte, dass
man nach so kurzer Zeit nicht schon wieder etwas diskutieren müsse, das man ja
eigentlich abgelehnt habe. Ein Milizparlament müsse schonender mit seinen
Zeitressourcen umgehen. Justizministerin Karin Keller-Sutter erklärte zwar, dass die
«Schamfrist noch nicht abgelaufen» sei, dass sie aber im Ständerat und in der RK-SR
den Wunsch spüre, die damals unbestrittenen Punkte noch einmal aufzunehmen. Der
Bundesrat sei deshalb im Sinne eines «Entgegenkommens» gerne bereit, noch einmal
den Katalog an Möglichkeiten aufzuzeigen, aus dem dann eine mehrheitsfähige Vorlage
gezimmert werden könne. Das Postulat wurde in der Folge ohne Abstimmung
überwiesen. 15
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In der Frühjahrssession nahm sich der Nationalrat der Justiz-Initiative an. Zur Debatte
standen dabei drei Minderheitsanträge, welche die Ausarbeitung eines Gegenvorschlags
bezweckten, was der Bundesrat in seiner Vorlage abgelehnt hatte. Ein
Minderheitsantrag Min Li Marti (sp, ZH) verlangte die Rückweisung des Geschäfts an die
RK-NR, damit diese ihren in Form einer parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 20.480)
bereits eingereichten indirekten Gegenvorschlag weiter ausarbeite. Zwei weitere links-
grüne Minderheiten präsentierte einen eigenen direkten Gegenentwurf, der gleichzeitig
mit der Initiative zur Abstimmung kommen soll.
Die RK-NR selber sehe aber keinen Handlungsbedarf mehr, berichtete Barbara
Steinemann (svp, ZH) für die Kommission. Nach einigen Anhörungen sei man zum
Schluss gekommen, dass sich das aktuelle System bewährt habe. Die Wahl von
Richterinnen und Richtern, wie sie heute praktiziert werde, sei nicht über alle Zweifel
erhaben und es gebe durchaus «diskussionswürdige Punkte», so die
Kommissionssprecherin. Alle anderen Systeme seien aber «noch weniger perfekt»,
weshalb die Kommission mit 22 zu 0 Stimmen (3 Enthaltungen) empfehle, die
Volksinitiative ohne indirekten Gegenvorschlag und ohne direkten Gegenentwurf
abzulehnen.
In der Begründung ihres Rückweisungsantrags machte Min Li Marti (sp, ZH) auf die
wunden Punkte aufmerksam, auf welche die Initiative die Finger legt: Die Frage der
Wiederwahl – Richterinnen und Richter müssen periodisch in ihrem Amt bestätigt
werden, was in jüngerer Zeit nicht immer reibungslos vonstatten gegangen war –; die
Mandatsabgaben, die von Richterinnen und Richtern an ihre Parteien bezahlt werden
müssen und die auch von der Greco kritisiert werden, weil sie das bestehende
Abhängigkeitsverhältnis noch verstärken; oder die Auswahl der Richterinnen und
Richter durch die Gerichtskommission, die kein eigentliches Fachgremium darstellt und
weniger auf Fachkompetenz als auf politische Einstellungen und Parteizugehörigkeit
achtet. Diese Punkte müssten von der Rechtskommission noch einmal überdacht und in
eine Gesetzesrevision gegossen werden, forderte die Zürcher Sozialdemokratin. Sibel
Arslan (basta, BS) skizzierte in der Folge die beiden direkten Gegenentwürfe.
Vorgesehen war eine Erhöhung der Amtsdauer von Richterinnen und Richter auf zwölf
oder sechzehn Jahre in Verbindung mit einem noch zu regelnden
Amtsenthebungsverfahren. Das bisherige Wiederwahlverfahren gefährde die
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Unabhängigkeit der Judikative, weil Richterinnen und Richter mit ihrer Wiederwahl
unter Druck gesetzt werden könnten, so die Begründung der Baslerin.  

In der nachfolgenden Debatte wiesen auch zahlreiche Votantinnen und Votanten auf
die Mängel des bestehenden Systems hin. Freilich war umstritten, ob diese Mängel mit
einem Gegenvorschlag oder einem Gegenentwurf behoben werden müssten oder ob sie
sich «im Rahmen der heutigen Strukturen lösen» lassen, wie sich etwa Pirmin
Schwander (svp, SZ) überzeugt zeigte. Wichtig sei freilich, dass man bereits bei der
Selektion der Kandidierenden die «richtigen Persönlichkeiten» auswähle. Das System
funktioniere, befand auch Christoph Eymann (ldp, BS). Änderungen seien weder auf
Gesetzes- noch auf Verfassungsstufe nötig. Der von der Initiative kritisierte
Parteienproporz bei Richterwahlen sei gar nicht so schlecht, führte dann Philipp
Matthias Bregy (mitte, VS) aus. Er garantiere vielmehr eine Vertretung aller
«ideologischen Richtungen». Auch die regelmässigen Wiederwahlen wurden verteidigt:
In Realität seien die Richterinnen und Richter unabhängig von ihren Parteien und zu
einer Abwahl komme es praktisch nie, argumentierte Sidney Kamerzin (mitte, VS) gegen
eine Reform des Systems. Gegen ein zu hastiges Vorgehen mit Hilfe von
Gegenvorschlägen und Gegenentwürfen stellte sich auch Kurt Fluri (fdp, SO). Man
müsse die bestehenden Probleme in Ruhe angehen. So sei ja etwa eine Motion von Beat
Walti (fdp, ZH) für ein Verbot von Mandatssteuern bereits eingereicht worden. 
Die Ratslinke – unterstützt von der GLP, für die Beat Flach (glp, AG) Handlungsbedarf
aufgrund der undurchsichtigen Mandatsabgaben feststellte – hätte hingegen die
Initiative gerne als Treiberin für nötige Reformen genutzt. Es sei ein Glücksfall, dass es
dank der Initiative zu einer öffentlichen Debatte über die Judikative komme, lobte
Matthias Aebischer (sp, BE). Wenn ein indirekter Gegenentwurf jetzt ausgearbeitet
werden müsse, könnten die «kritischen und berechtigten Aspekte der Initiative»
aufgenommen werden, warb auch Ursula Schneider Schüttel (sp, FR) für die
Rückweisung an die Kommission.

Eine solche wurde dann allerdings von der Ratsmehrheit mit 99 zu 81 Stimmen (1
Enthaltung) abgelehnt. Dabei zeigte sich der aufgrund der vorgängigen Diskussion zu
erwartende Graben zwischen SVP-, FDP- und der Mehrheit der Mitte-Fraktion, die den
Rückweisungsantrag ablehnten, und den Fraktionen von SP, GP und GLP sowie der EVP.
Auf die beiden Vorlagen für mögliche direkte Gegenentwürfe mochte der Rat sodann
gar nicht erst eintreten. Mit 102 zu 79 Stimmen (3 Enthaltungen) wurde eine mögliche
Debatte abgelehnt. Dabei zeigten sich die praktisch gleichen Fronten wie bei der
abgelehnten Rückweisung. 

Die Initiative selber fand bei den Rednerinnen und Rednern kaum Unterstützung. Das
Losverfahren sei «schlicht unseriös», urteilte Philipp Matthias Bregy (mitte, VS). Der
Zufall mache seine Sache nur selten gut, befand auch Nicolas Walder (gp, GE) und mit
dem Los bestünde das grosse Risiko, dass nicht alle politischen Sensibilitäten in der
Judikative repräsentiert seien. Auch die Idee eines Fachgremiums, mit dem die
auszulosenden Kandidierenden bestimmt würden, stiess auf Kritik. Auch die Mitglieder
eines solchen Gremiums könnten nicht politisch neutral sein, warnte Matthias
Aebischer (sp, GE). Eine durch Los oder ein Fachgremium bestimmte Judikative sei
demokratisch weniger legitimiert als durch das Parlament oder die Stimmbevölkerung
gewählte Richterinnen und Richter, pflichtete Andreas Glarner (svp, AG) bei. Ein
«Sympathie-Ja» erhielt das Begehren einzig von Lukas Reimann (svp, SG):
Richterwahlen seien sehr wohl politisch und die Parteizugehörigkeit verhindere die
Auswahl der besten Kandidierenden, begründete der St. Galler seine Unterstützung. 
Der Nationalrat folgte stillschweigend dem Antrag der Kommission, die Initiative zur
Ablehnung zu empfehlen. Die NZZ sprach nach der nationalrätlichen Debatte von einer
verpassten Chance. Es sei fraglich, ob das Parlament ohne den Druck einer
Volksinitiative gewillt sei, die Mängel im bestehenden System zu beheben. 16

«Trotz ihrer fachlichen Eignung erfüllt keine der drei Personen [...] die zahlreichen
persönlichen und beruflichen Kriterien, die erforderlich sind, um dieses anspruchsvolle
Amt auszuüben», begründete die GK in ihrer Medienmitteilung vom 24. Februar 2021
ihren Entscheid, die Stelle für eine neue Bundesanwältin oder einen neuen
Bundesanwalt gar ein drittes Mal auszuschreiben. Weder Maria-Antonella Bino, noch
Lucienne Fauquex oder Félix Reinmann hätten in der Kommission eine genügend breite
Unterstützung gefunden, liess die GK verlauten. Damit war klar, dass das Parlament auch
in der Frühjahrssession 2021 keine Nachfolgerin und keinen Nachfolger für Michael
Lauber wählen würde. 
In der Presse wurden Machtspiele in der Kommission vermutet, wie Sibel Arslan (basta,
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BS) dem Blick zu Protokoll gab. Die Zeitung sprach von einer Sackgasse, in die sich die
GK manövriert habe. Es würden sich in einer dritten Runde kaum mehr valable
Kandidierende finden. Die Kriterien seien so hoch angesetzt, dass sie niemand erfüllen
könne. Die Tribune de Genève sprach gar von künftigen «Kamikaze»-Kandidaturen.
Christian Lüscher (fdp, GE) gab der Tribune zu Protokoll, dass sich die Kommission sehr
amateurhaft verhalten habe. Die NZZ sprach überdies von einem «Trauerspiel» und
einem «Scherbenhaufen»; Le Temps von einer «Farce». 
Einzelne GK-Mitglieder wehrten sich allerdings gegen diese Urteile. Ursula Schneider
Schüttel (sp, FR) gab der Libérté zu Protokoll, dass man das Verfahren sehr ernst
nehme, und auch Andrea Caroni (fdp, AR) befand, dass Qualität vor Tempo gehe. Auch
die Weltwoche sah das Problem nicht in erster Linie in der Kommission, sondern in der
«mageren Auswahl an geeigneten Kandidaten», in der Wahl durch das Parlament und
dem «verfehlten Aufsichtssystem». Diesen Aspekt nahm auch die NZZ auf, die von
einem Konstruktionsfehler sprach, weil statt der Regierung das Parlament Wahlbehörde
sei. Die Bundesanwaltschaft verkomme zum Spielball der Politik und von Diskretion, die
bei Stellenbesetzungen eigentlich oberstes Gebot sein müsse, fehle deshalb jede Spur.
Sie verglich die Wahl gar mit der Fernsehsendung «Germany's Next Topmodel», in der
jede Woche Kandidatinnen und Kandidaten vorgeführt und abserviert würden. Die
Diskussion darum, ob wie früher der Bundesrat oder eben das Parlament die
Bundesanwältin oder den Bundesanwalt wählen solle, wurde damit – wie schon nach
der ersten erfolglosen Runde – erneut virulent.

Die GK selber entschied Mitte März 2021, mit einer Neuausschreibung der Stelle
zuzuwarten. Man wolle zuerst anstehende Entscheide abwarten, so etwa die Erhöhung
der Alterslimite für die Bundesanwaltschaft, aber auch den Bericht der GPK zur
künftigen Organisation der obersten Strafbehörde. Es müssten zudem bessere
Instrumente zur Suche nach Kandidierenden entwickelt und die Vertraulichkeit des
Verfahrens verbessert werden, war der Medienmitteilung der GK zu entnehmen.
Letzteres unterstrich auch eine Aussage von Andrea Caroni (fdp, AR), die für grossen
Wirbel gesorgt hatte. Er hatte kritisiert, dass «mindestens jemand in dieser Kommission
[...] hochgradig kriminell» sei. Es würden laufend vertrauliche Informationen an die
Medien gespielt. Freilich räumte der GK-Präsident im St. Galler Tagblatt auch ein, dass
es «nicht unproblematisch» und «nie frei von Politik» sei, wenn 17
Parlamentsmitglieder ein Bewerbungskomitee bildeten. 17

Während der Nationalrat seine Motion zur Erhöhung der Gerichtsgebühren (Mo.
17.3353) bereits im März 2019 im Zusammenhang mit der Behandlung der Revision des
Bundesgerichtsgesetzes abgeschrieben hatte, stimmte der Ständerat dem
bundesrätlichen Antrag auf Abschreibung der gleichlautenden Motion (Mo. 17.3354), die
er wie die grosse Kammer Ende 2017 angenommen hatte, in der Sommersession 2021
zu. In der Begründung für die Abschreibung versprach der Bundesrat, die Forderung im
Rahmen des Berichtes zum Postulat von Andrea Caroni (fdp, AR; Po. 20.4399) für ein
modernes Bundesgerichtsgesetz zu berücksichtigen. 18
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In der Sommersession 2021 schrieb auch der Ständerat die Motion für Dissenting
Opinions ab, nachdem der Nationalrat dies bereits in der Frühjahrssession 2019 im
Rahmen des Nichteintretens auf die Revision des Bundesgerichtsgesetzes getan hatte.
Die Frage, ob Richterinnen und Richter, die mit einem Mehrheitsbeschluss bei einem
Gerichtsurteil nicht einverstanden sind, ihre abweichende Meinung schriftlich
bekunden dürfen – so die Forderung des abgeschriebenen Vorstosses der RK-NR –,
wird aber im Rahmen eines Postulats von Andrea Caroni (fdp, AR), das in einem Bericht
Möglichkeiten für eine Modernisierung des Bundesgerichtsgesetzes verlangt, vom
Bundesrat wieder aufgegriffen werden. 19
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Anfang Juni gab die GK ihre Wahlvorschläge für die beiden vakanten ordentlichen
deutschsprachigen Gerichtsstellen am Bundesgericht bekannt: Sie beantragte für die
Amtsperiode 2021-2026 die Wahl von Stephan Hartmann (gp) und Marianne Ryter (sp),
die Andreas Zünd (sp) und Hansjörg Seiler (svp) ersetzen sollten. Zünd war an den
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) gewählt worden und Seiler ging
in Pension. Die GK habe sich aus 22 Bewerbungen (10 von Frauen) für die beiden
vorgeschlagenen Personen entschieden, die zudem mit der GP und der SP zwei Parteien
vertreten, die im Bundesgericht «stark untervertreten» seien. 
Während der Wahlvorschlag für Stephan Hartmann von allen Fraktionen unterstützt
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wurde, sprach sich die SVP-Fraktion aufgrund «schwerwiegender Vorwürfe» gegen die
Wahl der aktuellen Präsidentin des Bundesverwaltungsgerichts, Marianne Ryter, aus. Die
SVP-Minderheit in der GK beantragte entsprechend, die für die Sommersession 2021
vorgesehene Wahl auf die Herbstsession zu verschieben und anstelle von Marianne
Ryter den aktuell nebenamtlichen Bundesrichter Markus Berger (sp) zu wählen. 
In einer Medienmitteilung konkretisierte die SVP die Vorwürfe: Ryter habe ihre
Fürsorgepflicht als Gerichtspräsidentin verletzt, weil sie wegen eines «Mobbing-Falls»
gegen einen SVP-Richter am BVGer keine Untersuchung eingeleitet habe. Es gelte die
Unschuldsvermutung, aber die Vorwürfe seien bei der Anhörung Ryters nicht
ausgeräumt worden, weshalb es hier eine Untersuchung und entsprechend eine
Verschiebung der Wahl brauche – so das Communiqué der Volkspartei.
Es kam – nachdem GK-Präsident Andrea Caroni (fdp, AR) erklärt hatte, dass die
Kommission mehrheitlich zum Schluss gekommen sei, dass es keine Anhaltspunkte
gebe, die eine Wahl von Marianne Ryter in Frage stellen würden –  zu einem teilweise
recht heftigen Schlagabtausch in der Versammlung: Die SVP versuchte zu zeigen, dass
gewichtige Fragen zur Integrität von Marianne Ryter bestehen, während die
Sprecherinnen und Sprecher der anderen Fraktionen der SVP mehr oder weniger
vorwarfen, die Richterwahlen zu «verpolitisieren» (Mathias Aebischer, sp, BE) bzw.
«Kampagnen» zu betreiben (Sibel Arslan basta, BS). Lorenz Hess (bdp, BE) warnte mit
Verweis auf die anstehende Justizinitiative, dass das Parlament gut daran täte, «hier zu
zeigen, dass wir in der Lage sind, korrekte Prozesse durchzuführen». In der Folge lehnte
die Vereinigte Bundesversammlung den Minderheitenantrag ab. Die Ständerätinnen und
Ständeräte taten dies per Namensaufruf mit 39 zu 6 Stimmen, die elektronische
Abstimmung der Nationalrätinnen und Nationalräte ergab ein Stimmenverhältnis von
180 zu 55 Stimmen. Der Minderheitsantrag wurde lediglich von der SVP-Fraktion
unterstützt. Diese Opposition zeigte sich dann noch einmal bei der Wahl: Von den 235
eingelangten Wahlzetteln waren 6 leer und 229 gültig. Der Name «Stefan Hartmann»
stand auf 223 dieser Zettel, der Name «Marianne Ryter» hingegen lediglich 161 Mal. Er
war in 58 Fällen mit dem Namen «Markus Berger» ersetzt worden. 
In den Medien wurden in der Folge der «Sittenzerfall in der Bundesjustiz» (Aargauer
Zeitung) und das «zu sorglose» Parlament (NZZ) kritisiert. Damit würde «Wasser auf die
Mühlen» der Kritikerinnen und Kritiker dieses Wahlsystems geleitet, so die NZZ. 20

In der Sommersession 2021 beriet der Ständerat die Justiz-Initiative. Im Vorfeld hatte
die RK-SR die Initiative einstimmig zur Ablehnung empfohlen. Allerdings lag – wie
bereits in der Frühjahrssession im Nationalrat – ein Minderheitenantrag auf einen
direkten Gegenentwurf vor, mit dem die Möglichkeit für eine stille Wiederwahl von
Bundesrichterinnen und Bundesrichtern geschaffen werden sollte. Diesen Antrag
empfahl die Kommission mit 9 zu 3 Stimmen bei 1 Enthaltung zur Ablehnung. 
In der Ratsdebatte führte der Präsident der RK-SR, Beat Rieder (mitte, VS), als
Kommissionssprecher die Argumente aus, mit welcher seine Kommission ihre
Ablehnung gegen das Begehren begründete. Mit dem Losverfahren würde ein
direktdemokratisches Wahlverfahren durch ein «aleatorisches» ersetzt, was der
Tradition der Schweiz widerspreche. Ein solches Verfahren würde nicht nur die
Legitimation der Gerichte untergraben, sondern auch die Vereinigte
Bundesversammlung eines ihrer Rechte berauben und sie so schwächen. Darüber
hinaus sehe die Initiative zwar eine angemessene sprachliche Verteilung vor, eine
Repräsentation der Geschlechter oder verschiedener Landesteile und Regionen sei
aber nicht vorgesehen und würde durch das Los wohl kaum abgedeckt. Eine möglichst
repräsentative Vertretung sei aber eben Bedingung für eine hohe Akzeptanz der
Judikative. Auch eine Expertenkommission, die gemäss der Initiative anstelle der
Gerichtskommission (GK) die geeigneten Richterinnen und Richter bestimmen soll, die
dann zum Losverfahren zugelassen würden, bestehe aus Mitgliedern, die «persönliche
und gesellschaftspolitische Ansichten» hätten. Politische Neutralität, wie sie vom
Begehren angestrebt werde, sei auch von einem solchen Gremium nicht zu erwarten.
Zudem hätten auch ausgeloste Richterinnen und Richter politische Grundhaltungen,
die per Los aber nicht unbedingt ausgewogen verteilt wären. Nicht das Los, sondern der
freiwillige Parteienproporz sorge eben dafür, dass unterschiedliche politische
Werthaltungen möglichst ausgewogen vertreten seien. Zwar könne ein
Expertengremium nach objektiven Kriterien wohl über fachliche Eignung und Qualität
von Gerichtspersonen befinden. Innerhalb dieser Qualifikationen dürfte es aber
Unterschiede geben und mit dem Losverfahren würden dann eben wahrscheinlich nicht
die Personen mit der besten Eignung gewählt. Allerdings sei die Idee, mehr Expertise in
die Auswahl der Richterinnen und Richter aufzunehmen, gut. Die RK-SR habe deshalb
eine parlamentarische Initiative für einen Fachbeirat eingereicht, der die GK beim
Auswahlverfahren unterstützen solle. Ein weiteres Problem der Justizinitiative sei, dass
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sie keine Wiederwahl, sondern lediglich eine Amtsenthebung von Richterinnen und
Richtern durch Bundesrat und Parlament vorsehe. Auch hier gebe es viel Potenzial für
Misstrauen und Legitimationsverlust. Das jetzige System habe sich bewährt, schloss
Rieder sein Plädoyer gegen die Initiative; das «Schweizerische Bundesgericht kann als
eines der weltweit besten angesehen werden».
Lisa Mazzone (gp, GE) warb für den Gegenvorschlag. Einen solchen brauche es nur
schon, um der Initiative möglichst viel Unterstützung zu entziehen. Jedes Ja-Prozent sei
nämlich ein Zeichen für schädliches Misstrauen gegen die Judikative. Das Parlament
dürfe nicht so tun, als gäbe es keine Probleme. Ein solches Problem stelle die
Wiederwahl der Richterinnen und Richter dar, die immer wieder von unschönen Tönen
begleitet werde und stark politisiert sei. Der Gegenvorschlag, der freilich im Nationalrat
abgelehnt worden sei und deshalb von der Kommission noch verbessert werden
müsste, müsse ein Verfahren anstreben, mit dem die Wiederwahl durch das Parlament
und die damit verbundenen, in der Bevölkerung Misstrauen schürenden, politischen
Spielchen vermieden werden. Andrea Caroni (fdp, AR) nahm den Ball auf und erwähnte,
dass es in der Geschichte lediglich in drei Fällen zu Abwahlen gekommen sei. Im 19.
Jahrhundert sei dies aufgrund des Alters zweier Richter geschehen. Dem sei mit der
gesetzlich geregelten Alterslimite – Amtsausübung bis längstens fünf Jahre nach
Erreichen des ordentlichen Rentenalters – begegnet worden. «Das institutionelle
Immunsystem» habe aber auch im dritten Fall, bei der «persönlich motivierten» Abwahl
von Bundesrichter Schubarth 1990, funktioniert, weil dieser anschliessend sofort
wiedergewählt worden sei. Das System sei nicht perfekt, aber sehr gut und es brauche
entsprechend auch keinen Gegenvorschlag. In der Debatte wurden weitere Analogien
zur Geschichte gezogen: Heidi Z'graggen (mitte, UR) führte die ausgelosten Richter ins
Feld, die Sokrates zum Tod verurteilt hatten, und Mathias Zopfi (gp, GL) berichtete, dass
das Losverfahren im Kanton Glarus bis ins 17. Jahrhundert angewendet worden sei, sich
aber nicht bewährt habe. Justizministerin Karin Keller-Sutter schloss die Debatte
schliesslich mit dem Hinweis, dass eine einmalige Wahl und eine lange Amtsdauer die
Unabhängigkeit der Judikative in der Tat grundsätzlich stärken und Parteilose mit dem
Losverfahren eher eine Richterstelle erhalten würden. Trotzdem sei der Bundesrat
gegen das Begehren, weil das Losverfahren nicht dem Leistungsprinzip entspreche, die
demokratische Legitimation der Judikative untergrabe und die Vorzüge des tief im
System der Schweiz verankerten freiwilligen Parteienproporz, wie etwa Transparenz und
Repräsentativität, ohne Not verschenke. Auch das Bundesgericht selber sehe zudem
keinen Handlungsbedarf und sei mit der Stellungnahme des Bundesrats einverstanden.
Die Magistratin verwies schliesslich auf die bereits angestossenen Revisionen, die auf
Teilforderungen der Initiative eingingen – etwa die Diskussionen in der GK für ein
besseres Auswahlverfahren, das auch Parteilose berücksichtigen könnte, die
parlamentarische Initiative der RK-SR für einen Fachbeirat oder die parlamentarische
Initiative von Beat Walti (fdp, ZH; Pa.Iv. 20.468), mit der die Mandatssteuern geregelt
werden sollen. Eine stille Wahl – so das Argument des Bundesrats gegen den Antrag für
einen Gegenvorschlag – wäre zudem weniger demokratisch und transparent als eine
Wiederwahl. Und auch eine von einer Expertenkommission beantragbare
Nichtwiederwahl mache «sogenannte Denkzettel» möglich. Ein solcher Gegenvorschlag
würde zudem den Erwartungen der Initiantinnen und Initianten wohl zu wenig stark
entgegenkommen und sei deshalb nicht geeignet, der Initiative den Wind aus den
Segeln zu nehmen. In der darauffolgenden Abstimmung lehnte der Ständerat Eintreten
auf den Minderheitenantrag für einen Gegenvorschlag mit 26 zu 8 Stimmen (0
Enthaltungen) ab und empfahl die Initiative zur Ablehnung. 

In den am Ende der Sommersession 2021 abgehaltenen Schlussabstimmungen zum
Bundesbeschluss über die Justizinitiative, mit dem die Initiative zur Ablehnung
empfohlen werden sollte, waren die Verhältnisse dann sehr deutlich. Im Nationalrat
stimmte einzig Lukas Reimann (svp, SG) für eine Empfehlung auf Annahme der Initiative.
Er stand 191 Gegenstimmen und 4 Enthaltungen gegenüber. Im Ständerat fiel die
Empfehlung zur Ablehnung des Begehrens mit 44 Stimmen einstimmig aus (0
Enthaltungen). 21

In der Herbstsession hiessen sowohl der Nationalrat als auch der Ständerat
gleichlautende Motionen der RK-SR (Mo. 21.3970) und der RK-NR (Mo. 21.3972) für eine
Reform der Bundesanwaltschaft und ihrer Aufsicht gut. Damit soll der Bundesrat, der
das Anliegen ebenfalls unterstützte, auf der Basis des Schlussberichts der beiden GPK
zum «Aufsichtsverhältnis zwischen der Bundesanwaltschaft und ihrer
Aufsichtsbehörde», den Erfahrungen der GK im Rahmen der Vorkommnisse in der
Bundesanwaltschaft sowie den bereits getätigten Arbeiten im Rahmen des Postulats
von Daniel Jositsch (sp, ZH) neue Rechtsgrundlagen vorlegen.
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Im Ständerat legte Andrea Caroni (fdp, AR) für die Kommission dar, dass man hier
Handlungsbedarf sehe. Man sei übereingekommen, hier keine parlamentarische
Initiative, sondern eine Motion einzureichen, weil «dieses hochkomplexe Thema unsere
Kommission beim Gesetzgebungsprozess an die Grenzen bringen würde». Fast einig
seien sich die Kommissionsmitglieder zudem gewesen, dass man beim bestehenden
System bleiben wolle – die GPK hatte in ihrem Bericht vom «Status Quo plus»
geschrieben. Die Bundesanwaltschaft solle also weiterhin vom Parlament und nicht
wieder von der Exekutive bestimmt werden. Auch das Bundesstrafgericht als weitere
Bundesstrafbehörde solle nicht in die Reform mit einbezogen werden. Eine von Carlo
Sommaruga (sp, GE) diesbezüglich angeregte klarere Trennung von Berufungs- und
Strafkammer werde deshalb hier nicht weiterverfolgt. Die entsprechende
parlamentarische Initiative sei zugunsten der vorliegenden Motion zurückgezogen
worden. Hans Stöckli (sp, BE) bekräftigte im Namen der GPK, dass die Stossrichtung der
Motion den Überlegungen des GPK-Berichts entspreche. Er sei froh, dass beide
Vorstösse in den Kammern behandelt würden, damit man «innerhalb eines
überschaubaren Zeitrahmens eine Verbesserung der Situation herbei[...]führen» könne.
Ohne Diskussion nahm die kleine Kammer die Motion einstimmig an.

Mehr zu reden gab es einige Tage später im Nationalrat. Dafür sorgte nicht zuletzt eine
Kommissionsminderheit aus SVP-Fraktionsangehörigen, die die Motion zur Ablehnung
empfahl. Pirmin Schwander (svp, SZ) führte deren Argumente für eine «Status Quo
ante»-Lösung aus: Die SVP wolle eine «richtige» Reform und keine «Minireform»,
welche die Probleme nicht löse, sondern nur vertusche. Der «grösste Justizskandal seit
1848» – Schwander spielte damit auf die Verjährung des Fifa-Falls an und erwähnte im
gleichen Atemzug die Absetzung des ausserordentlichen Staatsanwalts Stefan Keller
sowie die Vorkommnisse am Bundesstrafgericht – könne mit dem jetzigen System nicht
gelöst werden. Die SVP sei aber durchaus auch offen für andere Reformen als die
Rückkehr zum alten System – entsprechende Vorschläge hatte die Partei bereits in der
abgelehnten parlamentarischen Initiative 19.479 vorgebracht. Sie biete aber nicht Hand
für eine «Scheinlösung», so Schwander. Justizministerin Karin Keller-Sutter schloss die
Debatte mit dem Hinweis, dass die Kantone signalisiert hätten, dass sie zwar
Korrekturbedarf sähen, aber am bestehenden System festhalten wollten. Ausser der
geschlossen stimmenden SVP-Fraktion stimmten alle Fraktionen für die Überweisung
des Auftrags an den Bundesrat. Durch die Annahme der Motion (mit 128 zu 45 Stimmen)
galt auch die konnexe Motion der ständerätlichen Kommission als überwiesen. 22

Nachdem die beiden Kammern in der Sommersession 2021 einen Gegenvorschlag
verworfen und die Volksinitiative «Bestimmung der Bundesrichterinnen und
Bundesrichter im Losverfahren (Justiz-Initiative)» fast einstimmig zur Ablehnung
empfohlen hatten, setzte der Bundesrat den Termin für die Abstimmung über das
Volksbegehren auf den 28. November 2021 fest. 

Das Ziel der Initiative war eine Reform des Wahlsystems der Bundesrichterinnen und
Bundesrichter. Am aktuellen Vorgehen wurde kritisiert, was in der Zeitung «Republik»
als «Unheilige Dreifaltigkeit» bezeichnet wurde: Parteizugehörigkeit, Mandatssteuer
und Wiederwahl. In der Tat bedingt die Idee des Parteienproporz, also die Verteilung
der Sitze an den höchsten eidgenössischen Gerichten entsprechend der Stärke der
Parteien im Parlament, dass Kandidierende für höchste Richterämter einer Partei
angehören sollten, um gewählt werden zu können. Alle Parteien fordern zudem von
ihren Mandatsträgerinnen und -trägern eine Abgabe, die Mandatssteuer. In den Medien
wurden zu diesem Obolus von Gerichtspersonen verschiedene Zahlen herumgereicht:
Eine Befragung der CH-Medien bei den Parteien wies ein Total aller Abgaben von allen
Richterinnen und Richtern aus allen Bundesgerichten zwischen CHF 30'000 bei der
GLP und CHF 265'000 bei der SP aus (FDP: CHF 35'000; Grüne: CHF 100'000; Mitte:
CHF 65'000; SVP: CHF 172'000). Das aktuelle Wahlsystem sieht schliesslich vor, dass
Bundesrichterinnen und -richter nicht nur vom Parlament gewählt, sondern alle sechs
Jahre bestätigt werden müssen. Das Initiativkomitee kritisierte, dass diese drei
Elemente letztlich die Unabhängigkeit der Judikative gefährdeten, und forderte deshalb
mit seinem Begehren, dass ein vom Bundesrat ernanntes Fachgremium Kandidierende
nach fachlicher Eignung auswählt und dass die Bundesrichterinnen und Bundesrichter
aus einem mit diesen Kandidierenden gefüllten Pool per Losverfahren gezogen werden.
Die Gewählten sollen zudem keiner Amtszeitbeschränkung mehr unterliegen, sondern
bis maximal fünf Jahre nach Pensionsalter in ihrem Amt verbleiben dürfen, falls sie
nicht mittels eines neu einzuführenden Abberufungsverfahrens aufgrund von
Fehlverhalten abgesetzt würden. Beim Losverfahren würde einzig eine sprachliche
Repräsentation berücksichtigt.  
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Das Initiativkomitee – neben dem «Vater» der Initiative, dem Multimillionär und
Unternehmer Adrian Gasser, sassen der Politikwissenschafter Nenad Stojanovic und die
Mitte-Politikerin Karin Stadelmann (LU, mitte) federführend im Komitee – lancierte den
Abstimmungskampf am 30. September 2021. An einer Pressekonferenz und in späteren
Interviews betonten die Initiantinnen und Initianten, dass mit Annahme ihres Begehrens
der Pool an geeigneten Richterinnen und Richtern vergrössert würde: Auch Parteilose
könnten am Bundesgericht Einsitz nehmen und es müssten zukünftig nicht mehr
zahlreiche geeignete Kandidierende hintanstehen, wenn eine Partei – wie aktuell etwa
die Grünen nach ihren Wahlerfolgen 2019 – stark untervertreten sei und deshalb bei
Vakanzen lediglich Kandidierende dieser Partei berücksichtigt würden. Adrian Gasser
strich in mehreren Interviews das in seinen Augen grosse Problem der
Parteiabhängigkeit und der Mandatssteuer hervor: «Die politischen Parteien haben sich
die Macht angeeignet, diese Ämter unter sich aufzuteilen, dafür Geld zu verlangen und
eine opportun erscheinende Gesinnung einzufordern [...] Vorauseilender Gehorsam ist
garantiert», klagte er etwa in einem NZZ-Meinungsbeitrag. In Le Temps behauptete er,
dass die fehlende Unabhängigkeit der Gerichte dazu führe, dass in 95 Prozent der Fälle
Individuen vor Gericht verlieren würden, wenn sie gegen den Staat antreten müssten. 

Obwohl keine einzige etablierte Partei und kein Verband das Begehren unterstützte,
wollte keine Organisation die Federführung für eine Nein-Kampagne übernehmen. Ende
September gründete deshalb Andrea Caroni (fdp, AR) ein «überparteiliches Nein-
Komitee». Weil er wie bereits 2014 bei der sogenannten «Pädophileninitiative» den
liberalen, demokratischen Rechtsstaat bedroht sehe, wolle er sich wehren, betonte der
FDP-Ständerat im Sonntags-Blick. Im Komitee sassen Mitglieder aller grossen Parteien:
Heidi Z’graggen (mitte, UR); Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE), Nicolas Walder (gp, GE),
Beat Flach (glp, AG) und Yves Nidegger (svp, GE). In den Medien tat sich freilich vor allem
Andrea Caroni mit Stellungnahmen hervor. Mit dem Slogan «Wählen statt würfeln,
Demokratie statt Lotterie» griff er vor allem das Losverfahren an, das auf Glück beruhe
und deshalb nicht geeignet sei, fähige Kandidierende auszuwählen. Darüber hinaus
habe sich das bestehende System, das eine repräsentative Vertretung
unterschiedlicher politischer Grundhaltungen in der Judikative garantiere, bewährt. Im
Verlauf der Kampagne warf Andrea Caroni den Initiantinnen und Initianten zudem auch
vor, «falsch und verleumderisch» zu argumentieren. 

Am 11. Oktober erörterte Karin Keller-Sutter an einer Pressekonferenz die Position des
Bundesrats, der die Initiative zur Ablehnung empfahl. Das Volksbegehren sei «zu
exotisch» und stelle das politische System und die demokratische Tradition der
Schweiz «auf fundamentale Weise» in Frage, so die Justizministerin. Die Wahl durch
das Parlament würde durch Losglück ersetzt, womit die demokratische Legitimation
Schaden nehme. Das Losverfahren sei zudem ein «Fremdkörper im institutionellen
Gefüge», so die Bundesrätin. Mit dem heute angewandten Parteienproporz werde
hingegen gewährleistet, dass politische Grundhaltungen, aber auch das Geschlecht und
die regionale Herkunft am Bundesgericht «transparent und ausgewogen» vertreten
seien, war in der Medienmitteilung zu lesen. Die Praxis zeige zudem, dass die
Unabhängigkeit gewährleistet sei und kein Druck von Parteien auf die
Bundesrichterinnen und Bundesrichter ausgeübt werde. Noch nie in der jüngeren
Geschichte sei ein Richter oder eine Richterin aus politischen Gründen abgewählt
worden, so Karin Keller-Sutter, was zeige, dass der von den Initiantinnen und Initianten
kritisierte Konformitätsdruck aufgrund der Angst vor einer Wiederwahl gar nicht
bestehe. Es sei zudem falsch anzunehmen, dass parteilose Richterinnen und Richter
nicht ebenfalls Werte vertreten würden, die allerdings nicht so transparent seien, wie
bei Parteimitgliedern. Die Justizministerin nahm schliesslich auf die aktuelle Pandemie-
Diskussion Bezug: Viele Stimmen kritisierten momentan demokratisch nicht legitimierte
Gremien aus Expertinnen und Experten. Mit Annahme der Initiative würde mit der
vorgesehenen Fachkommission aber ein weiteres solches Gremium geschaffen. 

In den Medien wurde laut APS-Analyse und FöG-Abstimmungsmonitor nur selten über
die Justizinitiative berichtet. Dies war einerseits dem Umstand geschuldet, dass vor
allem das Referendum gegen die zweite Revision des Covid-19-Gesetzes sehr viel Platz
in der medialen Berichterstattung einnahm, andererseits ist dies aber wohl auch der
Komplexität des Themas zuzuschreiben. In der Tat kamen in den Printmedien neben
Adrian Gasser und Andrea Caroni vor allem Expertinnen und Experten, aber auch
ehemalige Richterinnen und Richter zu Wort. 
Auffällig war, dass die meisten dieser Expertinnen und Experten der Initiative relativ
wohlwollend gegenüberstanden. So wurden etwa Studien zitiert, die zeigten, dass eine
längere Amtszeit zu mehr richterlicher Unabhängigkeit führe. Kurze Amtszeiten und vor
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allem die Wiederwahl könnten hingegen als Disziplinierungsmöglichkeit von Parteien
erachtet werden, mit der Linientreue von Richterinnen und Richtern erzwungen werde,
so etwa der Politikwissenschafter Adrian Vatter in der NZZ. Die Wiederwahl sichere
Bodenhaftung der Richter und trage dazu bei, dass «sich die Justiz nicht
verselbständigt» und dass Richterinnen und Richter nicht zu einer «Elite ohne
Legitimation» würden, meinte hingegen Katharina Fontana, ehemalige Mitarbeiterin im
BJ und NZZ-Journalistin für das Themengebiet Recht und Gesellschaft. Bemängelt
wurde zudem der Umstand, dass parteilose Kandidierende aktuell keine Chance hätten,
gewählt zu werden. Wenn wirklich Repräsentation das Ziel sei, dann dürften in den
Gerichten nicht nur Parteimitglieder sitzen, da die grosse Mehrheit der Bevölkerung
keine Parteibindung aufweise, so die Argumentation. Adrian Vatter schlug
entsprechend ein Modell mit 50 Prozent Parteilosen und 50 Prozent Parteimitgliedern
vor. Debattiert wurde auch über die Frage, ob Richterinnen und Richter überhaupt
ideologisch neutral sein könnten oder ob Gerichte eben nicht auch genuin politische
Institutionen seien. In diesem Falle wäre aber der Parteienproporz folgerichtig, so die
NZZ. Auch das Losverfahren erhielt einige Aufmerksamkeit – einige Expertinnen und
Experten erachteten es als geeignetes Mittel zur Auswahl von Richterinnen und
Richtern. Es sei schliesslich schon von Aristoteles als «Grundlage wahrer Demokratie»
betrachtet worden, warb der Ökonom Bruno S. Frey. Das Los sei über längere Frist
ebenso repräsentativ wie das momentane Auswahlverfahren, funktioniere aber
wesentlich unabhängiger, argumentierte die Ökonomin Margit Osterloh, die zudem
betonte, dass das Losverfahren nicht einfach eine Lotterie sei, sondern dass durch das
qualitative Losverfahren mit Vorselektion letztlich geeignetere Kandidatinnen und
Kandidaten ausgewählt würden als von menschlichen Expertinnen und Experten, die in
ihrer Wahl eben nicht frei seien von Beeinflussung. Die anfänglich wohl geringere
Akzeptanz des Losverfahrens würde rasch zunehmen und das Vertrauen in die
Judikative dadurch gar noch verstärkt, so die Ökonomin. In den medialen Kommentaren
stand hingegen die Fachkommission, die gemäss der Justizinitiative vom Bundesrat
zusammengestellt werden müsste, eher in der Kritik. Die Diskussion um eine optimale
Besetzung würde sich von der Richterinnen- und Richterwahl auf die Bestellung dieser
Fachkommission verschieben. Es sei nicht klar, wie diese zusammengesetzt werden
solle und ob diese eben nicht auch wiederum politisch agieren würde, so der Tenor der
Kritikerinnen und Kritiker. Die Weltwoche sprach gar von einer «brandgefährlichen
Illusion», zu meinen, es könne ein Gremium eingesetzt werden, das «objektive
Qualifikationsmerkmale» bestimmen könne. Andrea Caroni warnte vor «einer obskuren,
bundesratsnahen Kommission [...], die weder Qualität noch Vielfalt noch demokratische
Legitimation gewährleisten kann». Allerdings stand auch die Frage im Raum, ob die
parlamentarische Gerichtskommission (GK), die momentan mit der Auswahl der
Kandidierenden betraut ist, fachlich wirklich dafür geeignet sei. Ein eher pragmatisches
Argument gegen die Initiative wurde schliesslich von Rechtsprofessor Lorenz Langer
vorgebracht: Da sich die Initiative auf das Bundesgericht beschränke, stelle sich die
Frage, woher bei Annahme der Initiative die Kandidierenden kommen sollen, da
Bewerbende für einen Bundesgerichtsposten in der Regel an anderen Bundesgerichten
(Bundesstrafgericht, Bundesverwaltungsgericht, Bundespatentgericht) oder an
kantonalen Gerichten tätig seien, wo aber meist noch nach Parteienproporz gewählt
würde. Es gäbe somit nicht mehr viele der verlangten «objektiven», also eben
parteiunabhängigen Kandidierenden.

In der medialen Diskussion wurde von Seiten der Befürworterinnen und Befürworter
auch immer wieder darauf hingewiesen, dass das aktuelle System – auch im
internationalen Vergleich – sehr gut funktioniere. Die Geschichte zeige, dass
Richterinnen und Richter unabhängig seien und sich nicht vor einer Wiederwahl
fürchteten. In der Tat wurden bisher lediglich drei Bundesrichter abgewählt – zwei aus
Altersgründen zu Beginn der modernen Schweiz sowie Bundesrichter Martin Schubarth
1990, der freilich sofort wiedergewählt worden war.
Diskutiert wurde zudem der «Fall Donzallaz»: Die SVP hatte «ihren Bundesrichter»
nicht mehr zur Wiederwahl empfohlen, weil er in einigen Urteilen nicht mehr die
Parteilinie verfolgt habe. Yves Donzallaz wurde aber in der Folge von allen anderen
Fraktionen bei seiner Wiederwahl unterstützt und schliesslich gar zum
Bundesgerichtspräsidenten gewählt. Dies zeige, dass sich Richterinnen und Richter
nicht von den eigenen Parteien unter Druck setzen liessen. Die Aargauer Zeitung
kritisierte freilich, dass sich bei Yves Donzallaz das Problem der Parteifarbe besonders
gut zeige: Um Bundesrichter zu werden, habe er einen Parteiwechsel von der CVP zur
SVP vorgenommen. Dies komme häufig vor, so die Zeitung: Kandidierende wechselten
ihre «Parteifarbe wie Chamäleons», um ihre Wahlchancen zu steigern. 
Der einzige Nationalrat, der die Initiative unterstützt hatte, kam ebenfalls in den Medien
zu Wort. Lukas Reimann gab zu Protokoll, dass er die Arbeit der GK als deren Mitglied
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als wenig seriös erlebt habe, da die Kandidierendenauslese eher eine politische als eine
fachliche Frage gewesen sei. Einmal habe die Kommission einem sehr geeigneten, aber
parteilosen Kandidaten gar offen empfohlen, der GLP oder der BDP beizutreten, damit
er zur Wahl eingeladen werden könne. 

Für Gesprächsstoff sorgten zudem einige pensionierte Richterinnen und Richter, die
den Medien Red und Antwort standen. Praktisch unisono gaben alt-Bundesstrafrichter
Bernard Bertossa sowie die alt-Bundesrichter Jean Fonjallaz, Karl Hartmann, Ulrich
Meyer und Hans Wiprächtiger, aber auch die Luzerner alt-Oberrichterin Marianne Heer
(fdp) zu Protokoll, von ihrer Partei nie auch nur irgendeinen Druck verspürt zu haben –
auch ihre Kolleginnen und Kollegen nicht. Angesprochen auf die Angst vor einer Nicht-
Wiederwahl erzählte Hans Wiprächtiger, dass sich das Bundesgericht viel mehr vor
schlechter Presse als vor dem Parlament fürchte. Zur Sprache kam auch die von der
Greco kritisierte Mandatssteuer. Man müsse die Parteien unterstützen, damit die
Demokratie in der Schweiz funktioniere, äusserte sich Jean Fonjallaz hierzu. Er habe
vielmehr das Gefühl, dass die Partei mehr von ihm als Beitragszahlendem abhängig sei
als er von ihr, so der alt-Bundesrichter. Von Ämterkauf könne nur die Rede sein, wenn
Höchstbietende einen Posten kriegten; die Abgaben seien aber innerhalb einer Partei
für alle gleich. 
Eine gegenteilige Meinung vertrat einzig der Zürcher alt-Oberrichter Peter Diggelmann.
Es gebe zwar keine offenen Drohungen, den Druck der Parteien spüre man aber etwa an
Fraktionsausflügen oder Parteianlässen. Er selber sei zudem zu einer Mandatssteuer
gezwungen worden und wäre wohl nicht mehr nominiert worden, wenn er der
entsprechenden Mahnung nicht nachgekommen wäre. Im Gegensatz zu Kolleginnen und
Kollegen, die momentan im Amt seien und deshalb aus Angst keine öffentliche Kritik
anbrächten, sei es ihm als pensioniertem Richter und aufgrund seines Parteiaustritts
möglich, Kritik zu äussern. Das Interview von Peter Diggelmann im Tages-Anzeiger blieb
nicht unbeantwortet. Andrea Caroni sprach tags darauf in der gleichen Zeitung von
«verleumderischen Unterstellungen». Er kenne keinen Richter und keine Richterin, die
sich unter Druck gesetzt fühlten. 

Beliebtes Mediensujet war auch der Kopf der Initiative, Adrian Gasser. Der
Multimillionär und Chef der Lorze Gruppe, einem Firmenkonglomerat mit Sitz in Zug,
habe sich seit seiner Jugendzeit für richterliche Unabhängigkeit interessiert. Als
Wirtschaftsprüfer habe er einige Fälle erlebt, bei denen diese Unabhängigkeit nicht
gegeben gewesen sei, sagte er in einem Interview. 1987 habe Adrian Gasser im Kanton
Thurgau erfolglos für den National- und 1999 für den Ständerat kandidiert – als
Parteiloser. Erst 40 Jahre nach diesen Erlebnissen könne er sich nun aber die
Finanzierung einer Volksinitiative leisten. In der Tat soll Adrian Gasser laut Medien rund
CHF 1 Mio für die Sammlung der Unterschriften aufgeworfen haben. «Andere haben ein
Motorboot in Monaco, ich habe mir eine Initiative im Interesse der Schweiz geleistet»,
so Gasser bei der Einreichung seiner Initiative im St. Galler Tagblatt. 

Auch für die Abstimmungskampagne schien das Initiativkomitee einiges an Geld
aufgeworfen zu haben. Im Sonntags-Blick wurde vermutet, dass Adrian Gasser für die
Kampagne kaum weniger aufgewendet haben dürfte als für die
Unterschriftensammlung, was Andrea Caroni in derselben Zeitung zum Vorwurf
verleitete, dass sich «eine Einzelperson [...] praktisch eine Initiative gekauft und die
Schweiz zuplakatiert» habe. Der Gegnerschaft fehle es hingegen an spendablen
Geldgebenden. Bei der APS-Inserateanalyse zeigt sich zwar in der Tat ein
Ungleichgewicht zugunsten der Befürwortenden, allerdings finden sich von beiden
Lagern kaum Inserate in den grössten Schweizer Printmedien.

Bei den Abstimmungsumfragen im Vorfeld des Urnengangs vom 28. November zeigte
sich ein für Initiativen typisches Bild. Hätten Mitte Oktober noch 48 Prozent der
Befragten Ja oder eher Ja zur Initiative gesagt, lag dieser Anteil rund zwei Wochen vor
der Abstimmung noch bei 37 Prozent. Für eine inhaltlich komplexe Vorlage ebenfalls
gängig war der hohe Anteil Befragter, die sich zu Beginn der Kampagne noch keine
Meinung gebildet hatten (Anteil «weiss nicht» am 15.10.2021: 19%; 17.11.2021: 7%). 

Wie aufgrund der Umfragewerte zu vermuten, wurde die Initiative am
Abstimmungssonntag deutlich verworfen. Bei einer wohl vor allem dem gleichzeitig
stattfindenden Referendum gegen das Covid-19-Gesetz, aber auch der
«Pflegeinitiative» geschuldeten aussergewöhnlich hohen Stimmbeteiligung von fast 65
Prozent lehnten mehr als zwei Drittel der Stimmberechtigten eine Reform des
geltenden Systems der Wahlen von Bundesrichterinnen und Bundesrichtern ab. 
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Abstimmung vom 28. November 2021

Volksinitiative «Bestimmung der Bundesrichterinnen und Bundesrichter im
Losverfahren (Justiz-Initiative)»
Beteiligung: 64.7%
Ja: 1'382'824 Stimmen (31.9%) / 0 Stände
Nein: 2'161'272 Stimmen (68.1%) / 20 6/2 Stände

Parolen:
-Ja: Piratenpartei 
-Nein: EDU, EVP, FDP, GLP (2), GPS (2), Mitte, PdA, SD, SP, SVP; SGV
-Stimmfreigabe: BastA
* in Klammern Anzahl abweichende Kantonalsektionen

Die Medien sprachen am Tag nach der Abstimmung von einer deutlichen Niederlage.
Das Resultat zeige, dass die Stimmberechtigten mit dem System zufrieden seien, liessen
sich die Gegnerinnen und Gegner vernehmen. «Das Volk hält den Wert der Institutionen
hoch», interpretierte Justizministerin Karin Keller-Sutter das Resultat. Die Initiative
habe zwar einige wunde Punkte aufgezeigt, sei aber zu extrem gewesen, um diese
Probleme zu lösen, meinte Matthias Aebischer (sp, BE) in La Liberté. Die Initiantinnen
und Initianten erklärten sich die Niederlage mit der zu wenig gut gelungenen
Information der Bürgerinnen und Bürger über die Probleme des jetzigen Systems.
Adrian Gasser machte zudem die einseitige Information durch die Bundesbehörden
und die öffentlich-rechtlichen Medien, welche die Meinungsbildung beeinträchtigt
habe, für das Scheitern der Initiative verantwortlich. Er kündigte zudem noch am Abend
des Abstimmungssonntags einen weiteren Anlauf an. Innert zwei bis drei Jahren könne
die Bevölkerung für die Fehlfunktionen im Justizsystem besser sensibilisiert werden. Er
wolle deshalb bald mit der Sammlung von Unterschriften für eine identische Initiative
beginnen. 
Diskutiert wurden in den Medien freilich auch noch einmal die Schwachstellen des
Systems, die nun angegangen werden sollten. Die Justizinitiative habe eine «Debatte
rund um das Schweizer Justizsystem ausgelöst und uns zu Verbesserungen
angespornt», lobte etwa Andrea Caroni im St. Galler-Tagblatt. So dürften die
Diskussionen um mehr Transparenz bei den Parteienfinanzen zu einer Offenlegung der
Mandatssteuern führen. Im Parlament hängig war zudem die in einer parlamentarischen
Initiative von Beat Walti (fdp, ZH; Pa.Iv. 20.468) aufgeworfene Frage, ob diese
Mandatssteuern nicht gänzlich abgeschafft werden sollen. Mit der Ablehnung eines
Gegenvorschlags zur Justizinitiative schien hingegen die Frage einer
Amtszeitverlängerung der Bundsrichterinnen und Bundesrichter vom Tisch, wie sie von
der Schweizerischen Vereinigung der Richterinnen und Richtern am Tag nach der
Abstimmung erneut gefordert wurde. Eine mögliche Professionalisierung der
Kandidierendenauswahl bzw. die Ergänzung der GK durch eine Fachkommission, die
Bewerbungen für Richterinnen- und Richterämter mitsichten soll, war ebenfalls
Gegenstand einer noch hängigen parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 21.452).

Die VOX-Analyse fand nur schwache Muster, mit denen das Abstimmungsverhalten bei
der Justizinitiative erklärt werden könnte. Personen mit einer Berufsbildung sagten
etwas stärker Nein als andere Bildungskategorien. Sympathisantinnen und
Sympathisanten der Grünen sagten mehrheitlich Ja – im Gegensatz zu den
Anhängerinnen und Anhänger aller anderer Parteien. Hohes Vertrauen in die Judikative
ging zudem eher mit einem Nein einher. Bei den Motiven für ein Ja zeigte sich der
Wunsch nach Unabhängigkeit von Richterinnen und Richtern von den Parteien sowie
nach einem System, das auch für Parteilose Chancen einräumt, als zentral. Ein Nein
wurde hingegen laut VOX-Analyse eher mit der Skepsis gegenüber dem Losverfahren
und der Meinung, dass das bisherige System gut funktioniere, begründet. 23

Am Bundesverwaltungsgericht mussten drei Stellen neu besetzt werden. Die Vakanzen
ergaben sich durch die Rücktritte von Roland Flury (fdp) und Gérard Scherrer (parteilos)
sowie aufgrund der Wahl von Marianne Ryter (sp) ans Bundesgericht. Auf die
Ausschreibung für eine Richterstelle für eine Person mit französischer und zwei Stellen
für Personen mit deutscher Muttersprache bewarben sich 18 Männer und neun Frauen.
Aus diesen Bewerbungen entschied sich die GK für die deutschsprachigen Christoph
Errass (glp) und Iris Widmer (gp) und die französischsprachige Chrystel Tornare
Villanueva (svp). 

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2021
MARC BÜHLMANN
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Die Nomination der SVP-Richterin stiess bei den Fraktionen der GP und der SP auf
Widerstand. Sibel Arslan (basta, BS) reichte einen Ordnungsantrag ein, mit dem sie eine
Verschiebung der Wahl für die französische Richterstelle beantragte. Sie begründete
dies in der Debatte der Vereinigten Bundesversammlung in der Wintersession 2021 mit
dem fehlenden Parteienproporz in der Abteilung IV des BVGer. Sie zitierte eine Studie,
die vor allem in den beiden Asylabteilungen einen Zusammenhang zwischen
Parteizugehörigkeit einer Richterin oder eines Richters und Gutheissen einer
Asylrechtsbeschwerde aufzeige: Gerichtspersonen, die der SVP angehörten, würden
signifikant weniger Beschwerden gutheissen als jene von SP und GP. Freilich sei bei
«pluralistisch zusammengesetzten Spruchkörpern» die «Gefahr der Verpolitisierung»
kleiner, weshalb es eben Diversität brauche. Mit der Wahl von Chrystel Tornare
Villanueva wäre die SVP in den beiden Asylabteilungen stark übervertreten, zudem
würden die drei französischsprachigen Richterinnen und Richter gar alle drei «von der
rechten politischen Seite» stammen. Ihr Antrag richte sich keinesfalls gegen die Person
Tornare Villanueva, betonte Arslan. Sie sei im Gegenteil erfreut, dass eine Frau gewählt
würde, aber diese parteipolitische Konstellation müsse verhindert werden. Für die GK
brachte Andrea Caroni (fdp, AR) die Argumente gegen den Ordnungsantrag vor. Bei
Richterwahlen müsse es darum gehen, fachlich geeignete Personen zu wählen. Dies sei
bei Chrystel Tornare Villanueva unbestritten der Fall. Die Wahl der Partei folge der
Vertretung am Gesamtgericht und die SVP sei am BVGer untervertreten. Zudem sei der
Antrag nicht konsequent. In der Abteilung IV sei demnach nicht nur die SVP
übervertreten, sondern auch die GP. Im September 2021 sei aber trotz leichter
Übervertretung zusätzlich «eine grüne Richterin» gewählt worden. Damals habe
niemand einen Ordnungsantrag gestellt, so Caroni.
Bei der Abstimmung über ebendiesen Ordnungsantrag sprachen sich 41 Ständerätinnen
und -räte unter Namensaufruf gegen die Verschiebung der Wahl aus, eine Ständerätin
dafür. Auch der Nationalrat lehnte den Antrag mit 156 zu 28 Stimmen deutlich ab. 
In der Folge wurden alle drei vorgeschlagenen Kandidierenden gewählt. Bei 234
eingelangten Wahlzetteln entfielen 223 Stimmen auf Christoph Errass, 201 Stimmen auf
Iris Widmer und 187 Stimmen auf Chrystel Tornare Villanueva. 24

Nicht wie geplant in der Sommersession, sondern erst in der Herbstsession 2022
befasste sich der Ständerat mit den beiden Motionen (Mo. 21.3689; Mo. 21.3690), die
eine Einführung der Verfassungsgerichtsbarkeit forderten. Als «Evergreen»
bezeichnete Daniel Fässler (mitte, AI) die Frage, ob es eine Überprüfung der
Verfassungsmässigkeit von Bundesgesetzen brauche. In der Tat gab es schon einige
entsprechende, allerdings stets erfolglose Vorstösse. Eine nur durch präsidialen
Stichentscheid zustande gekommene Mehrheit der SPK-SR wollte einen neuen Anlauf
versuchen und Kommissionssprecher Stefan Engler (mitte, GR) brachte entsprechend
fünf Pro-Argumente vor: Erstens müsse die Bundesverfassung über den Gesetzen
stehen, damit Grundrechte von Bürgerinnen und Bürgern effektiv geschützt würden.
Zweitens sei die Autonomie der Kantone besser geschützt, wenn sich die Gliedstaaten
bei einem Verfassungsgericht etwa gegen verfassungswidrige
Zentralisierungsbestrebungen wehren könnten. Drittens würde das Ständemehr in
seiner Rolle gewahrt, wenn kein Gesetz zur Anwendung komme, das nicht auf einer von
Volk und Ständen angenommene Verfassungsgrundlage beruhe. Viertens seien die
Grundrechte nicht nur durch die EMRK, sondern auch durch die nationale Verfassung
effektiv geschützt – ein Schutz, der bei Gesetzesänderungen eingeklagt werden können
muss. Fünftens ergäbe sich eine präventive Wirkung, weil sich das Parlament bei der
Umsetzung von angenommenen Initiativen nicht mehr zu weit von der Verfassungsidee
entfernen könne, wenn es eine Rüge von einer verfassungsgerichtlichen Instanz
befürchten müsse. Um der starken Kommissionsminderheit gerecht zu werden, führte
Engler auch fünf Argumente gegen die Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit an:
Es gebe erstens keinen Handlungsbedarf, weil der historische Verfassungsgeber eine
schwache Stellung der Judikative bewusst gewollt habe. Ein Verfassungsgericht drohe
zum Gesetzgeber zu werden, wenn nicht mehr die Stimmbevölkerung das letzte Wort
habe, ob sie ein Gesetz gutheissen wolle oder nicht. Drittens sei eine
«Verpolitisierung» der Judikative zu befürchten. Das Parlament sei viertens besser
geeignet, die letztlich stets politische Einschätzung vorzunehmen, ob ein Gesetz der
Verfassung widerspreche oder nicht. Das Parlament würde sich also mit der Einführung
einer Verfassungsgerichtsbarkeit fünftens seiner eigenen Kompetenzen berauben. 
In der darauffolgenden Debatte wurden zwar keine wirklich neuen Argumente mehr
vorgebracht, einige langjährige Kantonsvertreter gaben aber zu Protokoll, weshalb sie
ihre Meinung seit der letzten Diskussion vor rund elf Jahren geändert bzw. nicht
geändert hatten. Andrea Caroni (fdp, AR) etwa – als Nationalrat selbst einst Urheber
einer entsprechenden Motion – befürwortete nach wie vor eine bessere «Abfolge des

MOTION
DATUM: 12.09.2022
MARC BÜHLMANN
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Dialogs zwischen den Gewalten». Mathias Zopfi (gp, GL) sorgte für Heiterkeit, indem er
die Verteidigung der Verfassungsgerichtsbarkeit eines jungen Rechtswissenschafters
zitierte, der heute gegen die Motion kämpfe. «Wer hat nun recht: Fässler der Jüngere
oder Fässler der Ältere?» Auch Carlo Sommaruga (sp, GE) erklärte, dass er seine
Meinung innerhalb eines Jahrzehnts geändert habe. Er sei zum Schluss gekommen, dass
das aktuelle System nicht nur sehr gut, sondern mit Blick auf die Vereinigten Staaten
auch besser ohne Verfassungsgerichtsbarkeit funktioniere. Schliesslich wies auch
Justizministerin Karin Keller-Sutter darauf hin, dass sie dieselbe Diskussion bereits
2012 «mitverfolgen durfte, allerdings in einer anderen Rolle». Sie erinnerte daran, dass
die kleine Kammer das bestehende System bisher stets als gut austariert betrachtet
habe. Auch der Bundesrat sei der Meinung, dass das stark gewichtete
direktdemokratische Element einer Ausweitung der Verfassungsgerichtsbarkeit
vorzuziehen sei, die zudem einen fundamentalen Eingriff in das politische System der
Schweiz bedeuten würde. Die Kantone hätten zudem bereits heute zahlreiche
Möglichkeiten, sich zu wehren. Wie schon 2012 sei der Bundesrat der Meinung, dass ein
Nein kein Nein zum Rechtsstaat, sondern ein Ja zur heute gut funktionierenden
Gewaltenteilung sei. Mit 29 zu 15 Stimmen (1 Enthaltung) folgte der Ständerat seiner
Kommissionsminderheit und der Empfehlung des Bundesrats und lehnte die beiden
Motionen ab. 25

In der Wintersession 2022 überwiesen sowohl der Ständerat (Mo. 22.4250) als auch der
Nationalrat (Mo. 22.4249) eine jeweils gleichlautende Motion zur Erhöhung der
Obergrenze für Gerichtsgebühren. Die von den beiden GPK eingereichten Vorstösse
verlangten, dass die eidgenössischen Gerichte nach oben flexible Grenzen für
Gerichtsgebühren ansetzen dürfen. Bei ihrer Prüfung der jetzigen Gebühren hätten die
GPK festgestellt, dass die momentan geltenden Höchstansätze (CHF 200'000 beim
Bundesgericht, CHF 100'000 bei Bundesanwaltschaft und Bundesstrafgericht, CHF
50'000 beim Bundesverwaltungsgericht) nicht genügten, wenn es um sehr hohe
Streitwerte oder sehr komplexe Verfahren gehe. Es gehe nicht darum, die
Gerichtsgebühren generell zu erhöhen, sondern lediglich darum, bei Spezialfällen
Obergrenzen adäquat anzusetzen, begründeten die GPK ihre Vorstösse. Zwar waren
bereits 2017 zwei ähnliche und ebenfalls gleichlautende Motionen angenommen
worden, die im Rahmen der Revision des Bundesgerichtsgesetzes hätten umgesetzt
werden sollen. Da die Räte diese Revision allerdings abgelehnt hätten, sei das Anliegen
der flexiblen Obergrenze bisher nicht umgesetzt worden. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motionen, wie er es bereits 2017 getan
hatte, und erinnerte daran, dass bei der Umsetzung eine Motion Hefti (fdp, GL; Mo.
19.3228) und ein Postulat Caroni (fdp, AR; Po. 20.4399) berücksichtigt werden müssten.

Während die Motion im Ständerat ohne Diskussion durchgewunken wurde, lag im
Nationalrat ein schriftlicher Antrag von Pirmin Schwander (svp, SZ) vor, der die
Ablehnung der Motion beantragte. Es sei eine «Kernaufgabe des Staates» einen
«niederschwelligen Zugang» zu den Gerichten zu garantieren. Höhere Gebühren
würden aber auch höhere Gerichtskosten bedeuten, was den Zugang zu den Gerichten
einschränke. Diesem Argument folgten 46 Fraktionskolleginnen und -kollegen
Schwanders und ein Mitglied der FDP-Fraktion. Sie standen einer Mehrheit von 130
Stimmen gegenüber (6 Enthaltungen). Somit galten beide Motionen als angenommen. 26
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